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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

seit Jahren steigen die Energiepreise in Deutschland und wegen des Zubaus der erneuerbaren Energien wird 

der wachsende Ausbaubedarf der Netze – Strom, Gas und Wasserstoff – absehbar auch künftig für weitere 

Preiserhöhungen sorgen. Zwar sind die Rekordpreise für Strom und Gas seit der Energiekrise 2022 wieder 

gesunken, dennoch bewegen sie sich weiterhin deutlich über dem Vorkriegsniveau. Zudem steigen sie auf 

den Terminmärkten bereits wieder an. Dafür verantwortlich sind erneut auch die Verteuerung der CO2-Zertifi-

kate im europäischen und nationalen Emissionshandelssystem. Dies lässt im kommenden Jahr nur bedingt 

darauf hoffen, dass die Energiepreise wieder sinken werden. 

 

Aber auch die Stilllegung der letzten verbliebenen Kernkraftwerke führt wegen der nun zu geringen Reserve-

kapazitäten kurzfristig immer wieder zu enormen Belastungen des Stromnetzes bei ungünstigen Wetterlagen 

(Dunkelflaute). Diese führen zu extremen Preisspitzen und den Import teuren Stroms von den europäischen 

Nachbarn. Solange also keine gesicherte Kraftwerksleistung zugebaut wird, belastet dieser Zustand die Ver-

sorgungssicherheit und erhöht in den Betrieben die Energiekosten. Hier ist der Bund gefordert, den Bau von 

Reservekraftwerken anzureizen. Aus Sicht der Wirtschaft wäre dazu ein gestärktes wettbewerbliches Markt-

design mit Absicherungspflichten für Stromversorger für den Fall extrem hoher Börsenpreise, wie sie in der 

europäischen Strommarktrichtlinie ohnehin vorgesehen sind, am besten geeignet. Versorger müssten dann 

ihre Lieferverpflichtungen am Strom-Terminmarkt absichern. Dadurch werden neue finanzielle Anreize für In-

vestoren geschaffen, zusätzliche und witterungsunabhängige Erzeugungskapazitäten zu errichten. An der 

Strombörse würden entsprechende Absicherungsprodukte entstehen. Diese Lösung – siehe hierzu den Artikel 

„Neue Studie: Stromversorgung lässt sich marktwirtschaftlich sichern“ – wäre dem von Teilen der Politik be-

vorzugten Kapazitätsmarktkonzept, wie ihn das Kraftwerkssicherungsgesetz vorsieht, deutlich überlegen. 
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Ihnen und Ihren Familien wünschen wir ein frohes Weihnachtsfest, 
Gesundheit und Wohlergehen im Neuen Jahr. Ihnen und Ihrem Unter-
nehmen wünschen wir den Erfolg, den Sie sich vorgenommen haben. 

https://www.saarland.ihk.de/
https://de.fotolia.com/
mailto:uwe.rentmeister@saarland.ihk.de
mailto:christian.wegner@saarland.ihk.de
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POLITIK UND RECHT 
 
 

SAARLAND 
 
 
IHK-Netzwerk zur EU-Entwaldungsverordnung (EUDR) 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der IHKn in Rheinland-Pfalz und dem Saarland bietet ein Online-Austauschformat 
zur EU-Entwaldungsverordnung (EUDR) an. Seine Sie dabei – jeden 2. Mittwoch von 10:00 bis 11:00 Uhr. 
 
Wer künftig relevante Rohstoffe wie Rinder, Kakao, Ölpalmen, Kautschuk, Soja und Holz sowie deren rele-
vante Erzeugnisse auf dem EU-Markt in Verkehr bringen, bereitstellen oder ausführen will, muss umfangreiche 
Sorgfalts- und Dokumentationspflichten erfüllen. Damit stellt die EU-Entwaldungsverordnung (EUDR) die Wirt-
schaft vor vielfältige Herausforderungen. 
 
Die IHK-Arbeitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz und IHK Saarland bietet betroffenen Unternehmen daher nun 
die Möglichkeit, sich regelmäßig in einem IHK-Netzwerk zur EUDR auszutauschen und Erfahrungen miteinan-
der zu teilen. Der IHK-Austausch ist kostenfrei. 

• Wann?  Jeden 2. Mittwoch (gerade Kalenderwochen) von 10:00 bis 11:00 Uhr 

• Wie?  Online per MS Teams 
 
Hier können Sie sich zur Austauschrunde anmelden. 
 
Die Austauschrunde findet trotz geplanter Verschiebung der EUDR weiterhin statt. 
 
Hier finden Sie Ihre Ansprechpartner bei der IHK Saarland zu den Themen Lieferkettensorgfaltspflicht, CBAM 
und EUDR. 
 
Quelle: IHK Arbeitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz und Saarland 
 
 
 
 

BUND 
 
 
Eilt. Bis zum 31.Dezember 2024 Recyclingverträge schließen, sonst droht Vertriebsverbot 
 
Unternehmen, die ihre Waren in Verpackungen vertreiben, sind gesetzlich verpflichtet, bis spätestens zum 31. 
Dezember 2024 einen Systembeteiligungsvertrag für 2025 abzuschließen und ihre geplanten Verpackungs-
mengen bei der Zentralen Stelle Verpackungsregister (ZSVR) zu melden. Ansonsten gilt ein Vertriebsverbot 
ihrer Waren, es drohen Bußgelder und ein Eintrag ins Gewerbezentralregister. Die ZSVR macht deutlich: Säu-
mige Unternehmen gefährden nicht nur ihre Geschäftsgrundlage, sondern das gesamte Verpackungsrecyc-
ling. 
 
Weitere Informationen auf der Homepage der ZSVR. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
DIHK-Präsident Adrian: Wir brauchen eine "Wirtschaft First"-Agenda 
 
Vorgaben, Infrastruktur, Steuern: Peter Adrian, Präsident der Deutschen Industrie- und Handelskammer 
(DIHK), appelliert an die Politik, den Unternehmen mithilfe dieser Ansatzpunkte Unterstützung beim Weg aus 
der aktuell höchst schwierigen wirtschaftlichen Lage zu signalisieren. 
 
"Die Wachstumsinitiative der Bundesregierung enthält eine ganze Reihe von sehr sinnvollen und längst über-
fälligen Maßnahmen", sagte Adrian der "Rheinischen Post". Das reiche aber bei Weitem nicht aus, um 
Deutschland wirtschaftlich wieder richtig voranzubringen. 
 

https://www.ihk.de/pfalz/innovation-umwelt-und-existenzgruendung/energie-und-umwelt/umweltschutz/natur-und-bodenschutz/austausch-eudr-6278094
https://www.ihk.de/pfalz/innovation-umwelt-und-existenzgruendung/energie-und-umwelt/umweltschutz/natur-und-bodenschutz/austausch-eudr-6278094
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=E1D8F35E145A88B7D8A7369D9A23414E&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=2628
https://www.verpackungsregister.org/stiftung-und-behoerde/presse/newsdetail/unternehmen-droht-vertriebsverbot
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"Wir erleben gerade Verlagerungen ins Ausland, weniger Industrieproduktion im Inland, Geschäftsaufgaben 
und steigende Insolvenzzahlen", skizzierte der DIHK-Präsident die Lage. "Außerdem ein sinkendes Interesse 
an der Gründung oder Übernahme von Unternehmen. Lauter können Weckrufe kaum sein." 
 
Adrian erinnerte daran, dass es zwei Jahre in Folge mit sinkendem Bruttoinlandsprodukt nur einmal in der 
deutschen Nachkriegsgeschichte gegeben habe – vor mehr als 20 Jahren. "Die damalige Bundesregierung 
hatte deshalb die Agenda 2010 aufgesetzt", so Adrian. "Mit einem ähnlichen Anspruch muss die Politik jetzt 
noch mal ran – 'Wirtschaft First' muss das Motto lauten. Denn eine gut laufende Wirtschaft ist zwar nicht alles, 
aber ohne sie können wir die vielen Veränderungen in unserem Land nicht schultern." 
 
Runter mit Bürokratie und Strompreisen 

Die Bundesregierung spare in ihrer Wachstumsinitiative bislang einen zentralen Aspekt der aktuellen Krise 
aus: die Sicherheit und die Kosten der Energieversorgung, kritisierte der DIHK-Präsident: "Allein für Strom 
zahlen deutsche Mittelständler inklusive Steuern, Netzentgelten und Umlagen viermal so viel wie ihre Wettbe-
werber in anderen Industrieländern. Und auch wenn es viele nicht mehr hören wollen, beim Thema Bürokratie 
kann es auf absehbare Zeit nur eine Richtung geben: Runter, runter, runter!" 
 
Sein Vorschlag: drei spürbare Sofortsignale, mit denen die Politik hierfür ein Zeichen setzen könnte: 

1. Abbau von Belastungen – vor allem in der Energiepolitik: 
Die Vorgaben des EU Green Deal müssen drastisch reduziert werden. Das Energieeffizienzgesetz 
und das Gebäudeenergiegesetz dürfen in der bisherigen Form nicht weiterbestehen. Anreize für tech-
nologische Innovationen statt Detailregelungen sind der richtige Weg. Umfangreiche Nachhaltigkeits-
berichtspflichten und bürokratische Belastungen an den EU-Außengrenzen helfen dem Klima nicht – 
Hauptziel muss ein internationaler Klimaclub gemeinsam mit den anderen großen Wirtschaftsregionen 
sein. 

2. Erleichterungen bei Infrastruktur: 
Bund und Länder müssen ihren Pakt für Beschleunigung von Genehmigungsverfahren endlich kurz-
fristig komplett umsetzen. Die längst überfällige Reform des Vergaberechts muss vor allem Infrastruk-
turleistungen drastisch vereinfachen – statt neue Vorgaben bei öffentlichen Aufträgen zu machen. 

3. Unternehmenssteuerreform jetzt: 
Wir brauchen starke wie einfache Anreize für mehr Investitionen. Eine investitionsfreundliche Unter-
nehmenssteuerreform mit einfachen Regeln ist überfällig, um den Nachteil deutscher Unternehmen 
im internationalen Wettbewerb endlich zu reduzieren. Erste schnelle Entlastungsschritte kann der 
Bund alleine beschließen: die komplette Abschaffung des Soli, den aktuell vor allem die Wirtschaft 
noch finanziert, und die Übernahme der Netzentgelte, die auf dem Strompreis liegen, durch den Klima- 
und Technologiefonds (KTF). 

 
Ohne Wirtschaft ist vieles nichts 

"Unternehmerinnen und Unternehmer brauchen schnelle Verbesserungen der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen, die auch wirklich in den Betrieben ankommen", fasst Adrian zusammen. "Die Politik muss die Wirt-
schaft wieder ganz oben auf die Prioritätenliste setzen. Egal ob Regierung oder Opposition, Bundestag oder 
Bundesrat, EU-Kommission oder Europaparlament. Denn ohne Wirtschaft ist auch vieles andere nichts. Ohne 
Wachstum und Wohlstand erreichen wir weder Klimaneutralität noch eine gute Infrastruktur. Auch können wir 
mit wirtschaftlicher Stagnation unsere Bildungspolitik und Sozialleistungen nicht finanzieren." 
 
Die Betriebe sähen sich in den vergangenen Jahren immer weiteren Auflagen, Regulierungen und Kosten 
gegenüber, warnte der DIHK-Präsident. "Das alles hat die Spielräume für Kreativität und unternehmerisches 
Engagement immer weiter verengt. Wir alle werden uns in den kommenden Jahren mehr anstrengen und mehr 
arbeiten müssen, um auf einen positiven Pfad für unser Land zu kommen." 
 
Adrian: "Als Wirtschaft stehen wir zu unserer Verantwortung. Wir werden uns mit unseren Belegschaften dafür 
einsetzen, unserem Wirtschaftsstandort wieder zu neuer Stärke zu verhelfen. Dafür aber brauchen wir Rü-
ckenwind aus der Politik statt Gegenwind." 
 
Quelle: DIHK 
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Auswirkungen einer Trennung der einheitlichen deutschen Stromgebotszone 
 
Eine Studie des Beratungsunternehmens Frontier Economics Ltd. hat im Auftrag des Umweltministeriums Ba-
den-Württemberg die potenziellen Auswirkungen und möglichen Folgemaßnahmen einer Trennung der deut-
schen Stromgebotszone im Rahmen aktueller Überlegungen untersucht. 
 
Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der Nutzen einer Gebotszonentrennung die Einführungskosten nicht 
eindeutig übersteigt. Sollte der Netzausbau in den nächsten Jahren wie geplant voranschreiten, wäre dem-
nach fraglich, ob die Vorteile einer Gebotszonentrennung unter Berücksichtigung aller Effekte die Nachteile 
überwiegen. Sollte der Netzausbau jedoch weiterhin verzögert erfolgen, würde ein marktbasierter Ansatz an 
Bedeutung gewinnen. Bei einem weiterhin zügigen Netzausbau könnten hingegen andere Maßnahmen, wie 
etwa Standortsignale im Rahmen einer Kraftwerksstrategie oder Regelungen wie „Nutzen statt Abregeln“, die 
Herausforderungen der strukturellen Netzengpässe effektiver adressieren. 
 
Ausgangslage: 

Die Kosten für das Engpassmanagement sind in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen und werden auf 
einem hohen Niveau bleiben. Vorgesehen sind daher auch enorme Netzausbaumaßnahmen. 
 
Die zentrale Herausforderung liegt in der geografischen Diskrepanz zwischen Stromerzeugung und -verbrauch 
(Nord/ Süd). Nun sollen die Auswirkungen einer möglichen Trennung der Stromgebotszonen untersucht wer-
den. 
 
Auswirkungen auf die Strompreise (Industrie): 

Untersucht wurden die Auswirkungen von 2 und 4 Gebotszonen. Insbesondere industriestarke Länder (im 
Süden und Westen) müssen durch eine Gebotszonentrennung mit höheren Strompreisen rechnen. Diese zu-
sätzlichen Kosten werden durch Einsparungen in positiv betroffenen Ländern (im Norden und Osten) nicht 
komplett ausgeglichen, weil diese im Vergleich nicht so industriestark sind. Für das Jahr 2025 belaufen sich 
die zusätzlichen Kosten für den Industriestrom bundesweit auf 606 Mio. Euro bei 4 Stromgebotszonen und 
293 Mio. Euro bei 2 Gebotszonen. Die Ergebnisse zeigen, dass eine Gebotszonentrennung nicht kostenneut-
ral zwischen den Ländern erfolgen würde. Vielmehr wird die Industrie in Summe zusätzlich belastet. 
 
Die Saarwirtschaft würde nach einer Aufteilung in 2 bzw. 4 Gebotszonen mit Zusatzkosten von 20 bzw. 
19 Mio. Euro belastet. Deshalb spricht sich die IHK Saarland gegen eine Gebotszonentrennung aus. 
 
Transformation und Bidding Zone Review: Wohin steuert der Energiebinnenmarkt? 

Vor dem Hintergrund des laufenden Bidding Zone Reviews diskutierten am 18. November 2024 Experten die 
Risiken einer Aufteilung der deutschen Stromgebotszone. Die Debatte zeigt: Ein starker „Single Market“ bleibt 
essenziell für Industrie und Energiewende. 
 
Bei der Veranstaltung in Brüssel, die mit über 200 Teilnehmern aus der Brüsseler Politik, Verwaltung und 
Wirtschaft stieß die Veranstaltung auf großes Interesse stieß, trafen sich hochrangige Vertreter aus Politik, 
Industrie und Energiewirtschaft, um zentrale Herausforderungen des europäischen Strommarktes und des 
Netzausbaus zu diskutieren. Schnell wurde deutlich, dass eine mögliche Aufteilung der deutschen Stromge-
botszone mit enormen Kosten und Unsicherheiten verbunden wäre und daher auf breite Ablehnung stößt. 
Tobias Gotthardt, Staatssekretär im bayerischen Wirtschaftsministerium, sprach sich in seinem Eröffnungs-
statement klar gegen eine Fragmentierung des Strommarktes aus und betonte Bayerns ambitionierte Pläne 
für ein modernes und nachhaltiges Energiesystem. Auch Dr. Christoph Müller, designierter Amprion-CEO und 
Dr. Peter von Zumbusch, Werkleiter der Wacker Chemie AG, unterstrichen die Herausforderungen, vor denen 
die Energiewirtschaft steht. Müller kritisierte die engen Vorgaben der EU-Behörde ACER und wies auf unzu-
reichend berücksichtigte Fortschritte beim Netzausbau hin. Von Zumbusch machte deutlich, dass bezahlbarer, 
grüner Strom und eine robuste Infrastruktur essenziell für die Zukunft der Industrie in Europa sind. 
 
Die anschließende Diskussion, moderiert von Dr. Niclas Wenz von der DIHK, vertiefte die unterschiedlichen 
Perspektiven. Prof. Angelika Niebler, Mitglied des Europaparlaments, hob hervor, dass der laufende Review 
mit dem Zieljahr 2025 zu kurz greife und langfristigere Perspektiven erforderlich seien. Erfahrungen aus Ös-
terreich, das 2017 eine Gebotszonentrennung durchführte, wurden von Magister Jürgen Streitner, Abteilungs-
leiter bei der Wirtschaftskammer Österreich, als kostspielig beschrieben. Auch Hans Lerchl von den Stadtwer-
ken München warnte vor den Risiken kleinerer Gebotszonen, die den Energiehandel erschweren und die 
Marktteilnehmer zusätzlich belasten könnten. 
 



IHK-Umweltinfo Dezember 2024 7 

Die Debatte über die Zukunft der deutschen Stromgebotszone ist für die deutsche Wirtschaft von großer Be-
deutung. Eine Aufteilung würde nicht nur die Beschaffungsmöglichkeiten der Industrie einschränken, sondern 
auch die ohnehin hohen Strompreise weiter erhöhen und zusätzliche Kosten für die Energieversorgung mit 
sich bringen. Die DIHK positioniert sich gemeinsam mit der Bundesregierung klar gegen eine Fragmentierung 
des Strommarktes. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Bundeskabinett beschließt Vorhaben im Energiebereich 
 
Das Bundeskabinett hat am 13. November 2024 Änderungen des Energiewirtschaftsrechts (EnWG) beschlos-
sen. Die Anpassungen betreffen die Endkundenmärkte, den Netzausbau und die Netzregulierung. 
 
Ob die Novelle noch bis zu den Neuwahlen abgeschlossen werden kann, bleibt fraglich. Wichtig ist aus der 
Perspektive der Deutschen Wirtschaft, dass die Regelungen zur Absicherungsverpflichtung umgesetzt wer-
den, die Förderung der Erneuerbaren Energien marktwirtschaftlicher gestaltet wird und dass Anschlussbegeh-
ren mit verbindlichen Rückmeldefristen sowie digitalen Verfahren bearbeitet werden. Die Pressemitteilung des 
BMWK sowie den Referentenentwurf finden Sie hier hier. Eine kurze Zusammenfassung haben wir Ihnen 
nachfolgend zusammengestellt. 
 
Integration erneuerbarer Energien in die Strommärkte 

Die Anpassungen des EEG und des Messstellenbetriebsgesetzes sollen Erzeugungsanlagen eine schnellere 
und effektivere Integration in die Strommärkte ermöglichen, indem sie ihren Strom eigenständig vermarkten. 
Dadurch können auch kleinere Anlagen künftig von Netzbetreibern erfasst und bei Bedarf gesteuert werden, 
wobei für Kleinstanlagen eine nachrangige Berücksichtigung möglich bleibt. 
 
So soll ermöglicht werden, dass die Stromnetze auch mit einer zunehmend auf erneuerbaren Energien beru-
henden Stromversorgung sicher betrieben werden können und die Versorgung bezahlbar bleibt. 
 
Smart-Meter- und Smart-Grid-Rollout 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für den Rollout intelligenter Messsysteme (Smart Meter) werden 
optimiert, wodurch deren Verbreitung erleichtert und der Übergang zu einem umfassenden Smart-Grid-Rollout 
unterstützt wird. Dieser Wandel soll die Nutzung von Flexibilitäten durch Erzeuger, Verbraucher und Netzbe-
treiber verbessern und damit die Stabilität und Steuerbarkeit des Energiesystems erhöhen. 
 
Beschleunigung des Netzausbaus und Verbesserung der Verteilernetzstrukturen 

Änderungen am Bundesbedarfsplangesetz und an planungsrechtlichen Vorschriften schaffen die Grundlage, 
um den Netzausbau zu beschleunigen, indem der Bedarf und die energiewirtschaftliche Notwendigkeit der 
Projekte rechtlich festgelegt werden. Ergänzend sollen Maßnahmen zur Höherauslastung die Nutzung beste-
hender Übertragungsnetze effizienter gestalten. Im Verteilernetzbereich fördern neue Regelungen darüber 
hinaus die Digitalisierung und Standardisierung von Netzanschlüssen, wodurch die Transparenz über verfüg-
bare Kapazitäten erhöht wird. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Neue Studie: Stromversorgung lässt sich marktwirtschaftlich sichern 
 
Unternehmen müssen sich auf die Stromversorgung verlassen können. Während die Bundesregierung dies 
eher über teure Förderprogramme für Kraftwerke sicherstellen möchte, kommt eine aktuelle Studie zu dem 
Ergebnis, dass eine Weiterentwicklung des Strommarktes der bessere Weg wäre. 
 
Im kommenden Oktober will die Bundesregierung Eckpunkte für einen "Kapazitätsmechanismus" beschließen, 
also für ein Instrument, das die Stromversorgung auch beim weiteren Ausbau witterungsabhängiger erneuer-
barer Energien zu jeder Zeit sicherstellen kann. Ab 2028 soll dieser neue Mechanismus in Zeiten mit wenig 
Strom aus Wind und Sonne ("Dunkelflauten") die Energieversorgung absichern und die Systemstabilität ge-
währleisten. 
 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/11/20241113-aenderungen-energiewirtschaftsrecht.html
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Marktverzerrungen vermeiden 

Das Problem: Kapazitätsmechanismen bedeuten in der Praxis schnell eine Festlegung auf bestimmte Tech-
nologien, sie bergen Regulierungsrisiken und die Gefahr von Marktverzerrungen. Außerdem belastet eine 
dauerhafte Förderungspolitik wahlweise den Staatshaushalt oder die Stromkunden. 
 
Vor diesem Hintergrund hat das Berliner Beratungshaus Connect Energy Economics im Auftrag des Bundes-
verbandes Neue Energiewirtschaft (BNE), der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) und der Eu-
ropean Energy Exchange (EEX) alternative Lösungswege untersucht. 
 
Die Studie "Die Ordnung der Transformation – Versorgungssicherheit im Strommarkt" kommt zu dem Schluss, 
dass sich Versorgungssicherheit über den Markt durch eine Stärkung von Preissignalen erreichen lässt. 
 
Kernpunkt Absicherungspflicht 

Konkret befürwortet die Studie ein gestärktes wettbewerbliches Marktdesign mit Absicherungspflichten für 
Versorger für den Fall extrem hoher Börsenpreise, wie sie in der europäischen Strommarktrichtlinie ohnehin 
vorgesehen ist: Versorger müssten damit ihre Lieferverpflichtungen am Strom-Terminmarkt (längerfristig) ab-
sichern. Dadurch werden neue finanzielle Anreize für Investoren geschaffen, zusätzliche und witterungsunab-
hängige Kapazitäten zu errichten. An der Strombörse würden entsprechende Absicherungsprodukte entste-
hen. 
 
Für die Wirtschaft sei es wichtig, dass die Kosten einer sicheren Energieversorgung für die Betriebe begrenzt 
würden, erläutert der stellvertretende DIHK-Hauptgeschäftsführer Achim Dercks die Ergebnisse der Untersu-
chung. "Ziel sollte es daher sein, Investitionsanreize am Markt zu setzen, statt einzelne Technologien dauer-
haft staatlich zu fördern. Die Studie zeigt deutlich, dass eine verlässliche Stromversorgung über marktliche 
Anreize möglich ist." 
 
Neben der Einführung der Absicherungspflicht empfehlen die Autoren weitere Maßnahmen zur Stärkung des 
Preissignals. Dazu gehört etwa eine Überarbeitung der Netzentgelte, sodass ein Mehrbezug von grünem 
Strom nicht "bestraft" wird. 
 
Sie finden die Studie mit einer detaillierten Beschreibung der ökonomischen Hintergründe und Voraussetzun-
gen als PDF-Dokument zum Download auf der Website von Connect Energy Economics. 
 
Der Leiter der Beratungsgesellschaft, Marco Nicolosi, stellte die Studie "Ordnung der Transformation" im Rah-
men eines DIHK-Webinars am 7. August 2024 vor (hier ansehen auf YouTube). 
 
Die Folien des DIHK-Webinars können Sie hier abrufen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Das Kraftwerkssicherheitsgesetz – teurer Kapazitätsmechanismus im Fokus der Politik 
 
Die energiepolitischen Herausforderungen auf dem Weg zu einem klimaneutralen Stromsystem bleiben für 
den Wirtschaftsstandort Deutschland enorm. Eine zuverlässige, kosteneffiziente und nachhaltige Stromver-
sorgung ist dabei entscheidend für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen. Dieses Zieldreieck gilt es im 
Rahmen der aktuellen Diskussion über die Ausgestaltung des zukünftigen Strommarktdesigns zu berücksich-
tigen. 
 
Versorgungssicherheit per Gesetz? 

Mit dem Ausbau von Solar- und Windkraftanlagen bei gleichzeitigem Verzicht auf Atom und künftig auf Kohle 
nimmt die Stabilität der Stromerzeugung in Deutschland ab. Dies zeigt sich an den wachsenden Eingriffen ins 
Stromnetz durch die Netzbetreiber. Neben dem dringend erforderlichen Ausbau der (Übertragungs-)Netze 
sind zusätzlich witterungsunabhängige Technologien notwendig, um künftige Schwankungen im Stromsystem 
schnell ausgleichen zu können. 
 
Der am 11. September 2024 vom Bundeswirtschaftsministerium vorgelegte Entwurf eines Kraftwerkssicher-
heitsgesetzes sieht ab 2025 die Ausschreibung von rund 12 Gigawatt Kraftwerksleistungen vor, was etwa 25 
Gaskraftwerken entspricht. Zudem ist die Entwicklung eines marktwirtschaftlichen und technologieoffenen Ka-
pazitätsmechanismus angekündigt, in dessen Rahmen weitere Kraftwerksausschreibungen ab dem Jahr 2028 
folgen sollen. Ziel ist es, die Stromversorgung auch in Stunden der sogenannten "Dunkelflauten" sicherzus-

https://www.connect-ee.com/wp-content/uploads/2024/07/Connect_Ordnung_der_Transformation_2024.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=z95CFQ-sfLo&embeds_referring_euri=https%3A%2F%2Fwww.dihk.de%2F
https://www.connect-ee.com/wp-content/uploads/2024/08/Connect_Ordnung-der-Transformation_DIHK_20240807.pdf
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Meldung/2024/20240911-kraftwerkssicherheitsgesetz.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Meldung/2024/20240911-kraftwerkssicherheitsgesetz.html
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tellen und die Versorgungssicherheit zu gewährleisten – also dann, wenn die Sonne nicht scheint und der 
Wind nicht weht. Dabei werden unterschiedliche Mechanismen diskutiert – wobei insbesondere zentrale staat-
liche Ausschreibungen im Fokus der Politik stehen und weniger marktwirtschaftliche Lösungen. 
 
Marktferne Lösungen verteuern den Strompreis 

Zentrale staatliche Ausschreibungen von Kraftwerken wären eine teure Lösung für die Unternehmen: Der 
Wettbewerb zwischen den Technologien würde zurückgedrängt und eine neue Umlage geschaffen. Inoffiziell 
wird der Förderbedarf für einen zentralen Kapazitätsmechanismus auf etwa fünf Milliarden Euro jährlich ge-
schätzt. Diese Kosten würden über eine neue Umlage von bis zu zwei Cent pro Kilowattstunde auf die Strom-
preise weitergegeben – das kann für ein durchschnittliches mittelständisches Industrieunternehmen schnell 
zusätzliche Kosten von 200.000 Euro pro Jahr bedeuten. Somit würde die ohnehin schon hohe Stromkosten-
belastung der deutschen Wirtschaft weiter zunehmen und die Akzeptanz der Energiewende erneut sinken. 
 
Absicherungspflicht und Hedging: Versicherung gegen Dunkelflauten 

Eine wesentlich kostengünstigere Lösung wäre eine Absicherungspflicht, da Marktakteure über die Preisstruk-
tur entscheiden und nicht die öffentliche Hand. Die Politik kann nicht besser als der Markt wissen, welche 
Technologien für eine sichere Versorgung gebraucht werden. Bei der Absicherungspflicht müssen sich Ener-
gieversorger gegen hohe Strompreise an den Märkten absichern, damit kurzfristige Preissteigerungen nicht 
unmittelbar an die Unternehmen und Verbraucher weitergegeben werden. 
 
Als Mittel zur Absicherung sind verschiedene Finanzinstrumente wie Termingeschäfte oder Forward-Verträge 
denkbar, die es ermöglichen, eine feste Menge Strom zu einem festgelegten Preis zu einem Zeitpunkt in der 
Zukunft zu kaufen oder zu verkaufen. Dadurch bekommen die Versorger einen Anreiz, selbst in Anlagen zu 
investieren oder gesicherte Kapazitäten von Dritten einzukaufen. Eine solche langfristige Absicherung – am 
Finanzmarkt als Hedging bezeichnet – gegen Preisspitzen im Falle von "Dunkelflauten" kann durch den Markt 
in einer Art Versicherung bereitgestellt werden, die Energieversorger obligatorisch abschließen müssten. Dazu 
müsste jetzt die konkrete Ausgestaltung politisch ausgearbeitet werden – insbesondere die Höhe und die Min-
destlaufzeit der Absicherungsverpflichtungen. 
 
Mit einer solchen Pflichtabsicherung gegen Preisspitzen können gleichzeitig die Anbieter gesicherter Leistun-
gen zusätzliche Erlöse generieren. Dies regt auch den Bau neuer Gaskraftwerke, Speicher oder anderer Tech-
nologien zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit an, da stabile Preise eine zuverlässige Rendite ver-
sprechen. Weil in diesem Fall der Zubau nicht am Schreibtisch der Ministerien geplant und geschätzt wird, 
sondern auf der Grundlage von Preissignalen entsteht, werden teure Überkapazitäten und damit Förderungen 
vermieden. 
 
Stromversorgung marktwirtschaftlich sichern 

Klar ist: Deutschland braucht auch in Zeiten mit geringer Stromerzeugung aus Windkraft und Solar eine ver-
lässliche Stromversorgung. Schon heute leidet insbesondere die deutsche Exportwirtschaft unter Stromkos-
ten, die viermal so hoch sind wie die ihrer Konkurrenz in wichtigen Industrieländern. Die Bundesregierung 
muss nun die Weichen dafür stellen, dass sich dieser Wettbewerbsnachteil durch die staatliche Förderung von 
Gaskraftwerken nicht noch weiter auswächst. Mit der Absicherungspflicht liegt ein Alternativvorschlag auf dem 
Tisch, der Preissignale stärkt und die Kosten für die Wirtschaft begrenzt. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Bundesnetzagentur schlägt gestaffelte Baukostenzuschüsse für Netzanschlüsse vor 
 
Die Bundesnetzagentur hat ein Positionspapier veröffentlicht, das Vorschläge zur Bemessung und Erhebung 
von Baukostenzuschüssen für neue Netzanschlüsse enthält. Ziel ist es, durch finanzielle Anreize die Ansied-
lung von Großverbrauchern, wie Elektrolyseuren oder Batteriespeichern, in netzdienlichen Regionen zu för-
dern. Dies soll den Ausbau des Stromnetzes effizienter und kostengünstiger gestalten. 
 
Hintergrund und Zielsetzung 

Die Energiewende erfordert umfangreiche Investitionen in das Stromnetz. Baukostenzuschüsse sind eine Ein-
malzahlung, die Anschlussnehmer für neue oder erweiterte Netzanschlüsse leisten. Sie dienen jedoch weniger 
der Finanzierung des Gesamtnetzes als vielmehr der Steuerung des Anschlussverhaltens. Das neue Modell 
soll helfen, Anschlusskapazitäten bewusster zu nutzen und unnötige Netzausbaukosten zu vermeiden. 
 

https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/stromversorgung-laesst-sich-marktwirtschaftlich-sichern-119782
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Neue Staffelung der Baukostenzuschüsse 

Laut dem Vorschlag der Bundesnetzagentur sollen künftig Übertragungsnetzbetreiber den BKZ gestaffelt er-
heben dürfen, je nachdem wie die Netzsituation vor Ort aussieht. Vorgesehen sind fünf Stufen, in der teuers-
ten, wenn vor Ort Netzausbaubedarf besteht, ist der Zuschuss zu 100 Prozent fällig, in der günstigsten ist ein 
Fünftel des Maximalbetrages zu bezahlen. Dafür hat die Behörde eine Karte erstellt, über die nachzuvollziehen 
ist, wie hoch der BKZ in der jeweiligen Region ausfällt. Diese zeigt das erwähnte Nord-Süd-Gefälle, wobei der 
volle BKZ auch in der Hauptstadtregion Berlin und um Frankfurt fällig sein soll, weil dort Netzkapazitäten knapp 
sind. 
 
Auswirkungen auf unterschiedliche Akteure 

• Industrieunternehmen und Elektrolyseure: Geringere Zuschüsse in netzdienlichen Regionen können 
Investitionen in diese Gebiete lenken. 

• Batteriespeicher: Die Bundesnetzagentur behandelt sie weiterhin als Verbraucher, da auch für ihre 
Einspeicherung Netzkapazitäten bereitgestellt werden müssen. Die Speicherbranche zeigt sich kri-
tisch gegenüber dem Vorschlag. Ein laufender Rechtsstreit vor dem Bundesgerichtshof könnte hier 
Klarheit schaffen. 

• Haushalte und Einspeiser: Haushalte in der Niederspannung und Einspeiser, wie Windkraftanlagen, 
sind von diesen Regelungen nicht betroffen. 

 
Übergangsregelungen und rechtliche Aspekte 

Bereits vereinbarte Baukostenzuschüsse für Projekte, die bis 2025 abgeschlossen werden, bleiben unverän-
dert. Das Positionspapier ist rechtlich nicht bindend, bietet jedoch Orientierung für Netzbetreiber und Marktak-
teure. Änderungen bei den gesetzlichen Regelungen wären erforderlich, um Einspeiser in die Baukostenzu-
schüsse einzubeziehen. 
 
Das Positionspapier der Bundesnetzagentur finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Solarpaket erleichtert Unternehmen den Einstieg in Photovoltaik 
 
Mit dem neuen Solarpaket I hat die Bundesregierung entscheidende Weichen für die Beschleunigung des 
Ausbaus von Photovoltaik und Bürokratieabbau gestellt. Die wichtigsten Neuregelungen stellt die DIHK in 
einem Erklärfilm vor. 
 
Von dem Solarpaket I, das als "Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer ener-
giewirtschaftsrechtlicher Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energieerzeugung" (hier 
im Bundesgesetzblatt) Mitte Mai 2024 in Kraft getreten ist, profitieren besonders Unternehmen, denn Förde-
rungen werden attraktiver gestaltet und bürokratische Prozesse vereinfacht. 
 
Eine der wichtigsten Änderungen bringt Erleichterungen für größere betriebliche Photovoltaik- (PV-) Anlagen: 
Unternehmen mit Solaranlagen über 100 Kilowatt Leistung müssen nicht länger zwingend an der Direktver-
marktung teilnehmen. Dadurch entfällt der bisherige Verwaltungsaufwand; überschüssiger Strom kann nun 
direkt und ohne Vermarktungskosten an Netzbetreiber weitergegeben werden. Zwar erhalten die Betriebe 
hierfür keine Einspeisevergütung, doch unter dem Strich profitieren vor allem Unternehmen mit hohem Eigen-
verbrauch, da sie an Flexibilität und Wirtschaftlichkeit gewinnen. 
 
Zudem wurden die Einspeisevergütungen für gewerbliche Dachanlagen von 40 bis 750 Kilowatt um 1,5 Cent 
pro Kilowattstunde angehoben, was die Investition in Solaranlagen zusätzlich attraktiver macht. 
 
Diese und weitere Veränderungen zeigt der neue Erklärfilm (hier ansehen auf YouTube) der DIHK zum Solar-
paket I auf. Darin sind die zentralen Änderungen für Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft im Rahmen 
des Solarpaketes kompakt zusammengefasst. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2024/20241120_BKZ.html?nn=660040
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/151/VO.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/151/VO.html
https://www.youtube.com/watch?v=vdqRlE7eV1s&embeds_referring_euri=https%3A%2F%2Fwww.dihk.de%2F
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Erleichterung bei Wasserstoffelektrolyseuren 
 
Nach den Änderungen der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sind Wasserstof-
felektrolyseure mit einer Leistung von 5 Megawatt oder mehr künftig im vereinfachten Genehmigungsverfahren 
zuzulassen. 
 
Bisher mussten selbst kleine Wasserstoffelektrolyseure aufgrund der Vorgaben der EU-Industrieemissions-
richtlinie (IED) generell im förmlichen Genehmigungsverfahren zugelassen werden. 
 
Der Bundesrat hat am 12. November 2024 der Änderung der 4. BImSchV zugestimmt. Danach sind Anlagen 
zur Herstellung von Wasserstoff durch die Elektrolyse von Wasser mit einer Leistung von 5 Megawatt oder 
mehr künftig im vereinfachten Genehmigungsverfahren zuzulassen. Ab einer Produktionskapazität von 50 
Tonnen Wasserstoff oder mehr je Tag ist das förmliche Genehmigungsverfahren (mit Öffentlichkeitsbe-teili-
gung) vorgeschrieben. Die Verordnungsänderung wurden am 15. November 2024 im Bundesgesetzblatt ver-
kündet und damit zum 16. November 2024 in Kraft getreten. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Genehmigung des Wasserstoffkernnetzes mit Kürzungen 
 
Die Bundesnetzagentur hat am 22. Oktober 2024 das Wasserstoffkernnetz offiziell genehmigt, wodurch der 
Aufbau der Infrastruktur für den Wasserstofftransport in Deutschland beginnen kann. 
 
660 Kilometer wurden gestrichen (die Hälfte durch Anpassungen der Bundesnetzagentur, die andere Hälfte 
durch Anpassungen der Verteilnetzbetreiber). Nun umfasst das Netz 9.040 Kilometer Leitungen, von denen 
etwa 60 Prozent aus umgerüsteten Erdgasleitungen bestehen, während der Rest neu gebaut wird. Die ersten 
Leitungen sollen im Sommer 2025 in Betrieb gehen. Bis 2032 soll das Netz eine Einspeiseleistung von 101 
GW und eine Ausspeiseleistung von 87 GW erreichen. 
 
Das Netz verbindet wichtige Wasserstoffstandorte in Deutschland und umfasst 13 Grenzübergangspunkte zu 
Nachbarländern. Es wird erwartet, dass ein Großteil des Wasserstoffs importiert wird. Insgesamt sind Investi-
tionen von 18,9 Milliarden Euro bis 2032 geplant. Die Finanzierung erfolgt durch private Betreiber und Nut-
zungsentgelte, wobei zu Beginn Netzentgelte gedeckelt werden, um Investitionen abzufedern. Das Netz wird 
kontinuierlich weiterentwickelt, mit einer ersten Überprüfung des Bedarfs ab 2028. 
 
Das Projekt ist ein zentraler Schritt für die Energiewende und stärkt Deutschlands Rolle als Vorreiter in Europa. 
Die bestehenden und neu entstanden weißen Flecken im Kernnetz sollen durch die Verteilnetze (Netzentwick-
lungspläne) nachgezogen werden. 
 
Weitere Informationen zum aktuellen Kernnetz finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Rückschlag beim Wasserstoff behindert Industrie erheblich 
 
Der Start der geplanten Wasserstoff-Pipeline von Dänemark nach Deutschland wird sich wohl um mindestens 
drei Jahre verschieben. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) fordert nun schnelles und ent-
schlossenes Handeln, um die Industrie anderweitig zu versorgen. 
 
Weil noch umfangreiche Umwelt- und Sicherheitsstudien erforderlich sind, verzögert sich nach Mitteilung des 
Klima- und Energieministeriums in Kopenhagen der im Frühjahr 2023 vereinbarte und für 2028 vorgesehene 
Bau der dänisch-deutschen Wasserstoffleitung bis 2031. 
 
Das gelte für den grenzüberschreitenden Teil; die gesamte Pipeline werde frühestens 2033 fertiggestellt, be-
richtet der stellvertretende DIHK-Hauptgeschäftsführer Achim Dercks. 
 
Diese Nachricht sei "der zweite Rückschlag für Unternehmen, die dringend auf Wasserstoff für ihre betriebliche 
Klimaneutralität angewiesen sind", sagt Dercks und erinnert daran, dass bereits Ende September das gemein-
same Projekt zur Herstellung von grünem und kohlenstoffarmem Wasserstoff (H2) in Norwegen und dessen 
Export nach Deutschland gestoppt wurde. 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/bimschv_4_2013/BJNR097310013.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/355/VO.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Wasserstoff/Kernnetz/start.html
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Zentraler Baustein für die Transformation 

"Wasserstoff ist ein zentraler Baustein für die Transformation der Industrie, insbesondere in Bereichen, die 
bislang nur schwer ohne fossile Energieträger auskommen, wie beispielswiese die Stahl-, Glas- und Chemie-
industrie", skizziert der stellvertretende DIHK-Hauptgeschäftsführer die Tragweite der Entwicklung. "Deutsch-
land wird nicht in der Lage sein, seinen Wasserstoffbedarf allein zu decken, und ist daher auf Importe ange-
wiesen." 
 
Norwegen und Dänemark seien "sehr zuverlässige Energiepartner" und könnten auch aufgrund ihrer geogra-
fischen Nähe eine wesentliche Rolle für die Versorgungssicherheit Deutschlands spielen. "Die Unterbrechung 
oder Verzögerung solcher Projekte behindert die deutsche Industrie erheblich und gefährdet nicht nur das 
Erreichen der nationalen Klimaziele, sondern auch die Defossilisierung der Wirtschaft und die Wettbewerbs-
fähigkeit des Standorts Deutschland", warnt Dercks. "Gleichzeitig werden somit Abhängigkeiten von fossilen 
Energieträgern verlängert." 
 
Außerdem würden die H2-Importe in die EU "durch eine geplante strenge Definition von kohlenstoffarmem 
Wasserstoff und daraus hergestellten Brennstoffen gefährdet", gibt er zu bedenken. "Dies würde den Import-
prozess erheblich erschweren und somit die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Ländern wie den USA, China, 
Japan oder Südkorea beeinträchtigen." 
 
Höchste Priorität für Partnerschaften und Infrastrukturen 

Die DIHK plädiere dafür, dem Ausbau von Partnerschaften mit internationalen H2-Produzenten und dem Auf-
bau entsprechender Infrastrukturen "höchste Priorität einzuräumen", so Dercks' Appell. "Nur durch schnelles 
und entschlossenes Handeln beim Aufbau der Wasserstoffwirtschaft kann der Wirtschaftsstandort Deutsch-
land für viele Branchen attraktiv bleiben." 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Trading Hub Europe (THE) legt Gasspeicherumlage ab 1. Januar 2025 auf 2,99 EUR/MWh fest 
 
Die Umlage zur Sicherung der Erdgasspeicherung (Gasspeicherumlage) steigt ab dem 01. Januar 2025 um 
49 Cent auf dann 2,99 Euro je MWh. Die Umlage dient der Sicherung der Füllstandsvorgaben für Gasspeicher 
nach § 35e EnWG. Zukünftig soll die Umlage nicht mehr auf Transitmengen erhoben werden, die entspre-
chende Gesetzesänderung ist jedoch noch nicht beschlossen. 
 
Mit der geplanten Gesetzesänderung darf THE zukünftig keine Gasspeicherumlage mehr auf Mengen erhe-
ben, die in Nachbarländer fließen. Damit reagiert Deutschland auf Kritik der EU-Staaten Österreich, Tsche-
chien, Slowakei und Ungarn, denen beim Gastransit durch Deutschland wegen der deutschen Gasspeicher-
umlage ebenfalls Kosten entstehen. Die Umlage wird zukünftig nur noch auf die Verbrauchsmengen von Stan-
dardlastprofilen und RLM-Kunden erhoben. In die Neuberechnung der Umlagehöhe ab dem 01. Januar 2025 
geht zudem ein prognostizierter, stärkerer Rückgang der umlagefähigen Menge ein. Die aktuelle Erhöhung 
um 49 Cent reiht sich ein in eine Serie von Erhöhungen der Umlage, die erstmalig ab dem 01. Oktober 2022 
in Höhe von 0,59 Euro je MWh erhoben wurde. 
 
Weitere Informationen von THE finden sich hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Betreiber von Informationstechnik müssen Energiemanagementsysteme einrichten 
 
Das Ende 2023 in Kraft getretene Energieeffizienzgesetz (EnEfG) beinhaltet eine Reihe von Verpflichtungen 
für Unternehmen, etwa nach §8 die Einführung von Energiemanagementsystemen bzw. EMAS ab einem jähr-
lichen Gesamtenergiebedarf von über 7,5 GWh. 
 
Energieeffizienzgesetz: EMAS oder ISO 50001? 

Das Energieeffizienzgesetz verpflichtet Unternehmen und öffentliche Stellen ab einem bestimmten Endener-
gieverbrauch Umweltmanagementsystem nach EMAS oder ein Energiemanagementsystem nach ISO 50001 
einzuführen. Das neue Infoblatt des Umweltgutachterausschusses hilft bei der Entscheidung zwischen den 
beiden Optionen. 
 

https://www.tradinghub.eu/de-de/Unternehmen/Newsroom/News/Details/ArtMID/1404/ArticleID/224/Pressemitteilung
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/309/VO
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/umweltmanagement/aktuelle-meldungen-emas/umweltmanagement-energieeffizienzgesetz-6155044
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/umweltmanagement/aktuelle-meldungen-emas/umweltmanagement-energieeffizienzgesetz-6155044
https://www.emas.de/info-enefg
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Pflichten zur Einführung eines Energiemanagementsystems für Betreiber von Informationstechnik 

Unbeschadet von §8 sind nach §12, Absatz 1 "Betreiber von Rechenzentren verpflichtet, bis zum 01. Juli 2025 
ein Energie- oder Umweltmanagementsystem einzurichten". Dazu müssen sie (Absatz 2) "kontinuierliche Mes-
sungen zur elektrischen Leistung und zum Energiebedarf der wesentlichen Komponenten des Rechenzent-
rums durchführen und Maßnahmen ergreifen, die die Energieeffizienz des Rechenzentrums kontinuierlich ver-
bessern". 
 
Nach Absatz 5 gelten diese Pflichten zur Einführung eines Energiemanagementsystems nach ISO 50.001 
bzw. Umweltmanagementsystems (EMAS) auch für Betreiber von Informationstechnik. Sofern diese eine nicht 
redundante Nennanschlussleistung der Informationstechnik von 500 Kilowatt überschreiten, besteht ab dem 
01. Januar 2026 sogar die Pflicht zur Validierung oder Zertifizierung des Energie- oder Umweltmanagement-
systems. 
 
Betreiber von Informationstechnik im Sinne des EnEfG 

Dabei ist die Schwelle für "Betreiber von Informationstechnik" im Gesetz vergleichsweise niedrig gesetzt und 
könnte für viele Unternehmen über die klassischen Rechenzentrumsbetreiber hinaus zutreffen, beispielsweise 
für Co-Lokationen. Nach §3 Nr. 4 ist Betreiber von Informationstechnik im Sinne des Gesetzes "wer Informa-
tionstechnik innerhalb eines Rechenzentrums mit einer nicht redundanten Nennanschlussleistung ab 50 Kilo-
watt entweder als Eigentümer oder mit vergleichbaren Nutzungsrechten unterhält, ohne selbst Betreiber des 
Rechenzentrums zu sein, in dem die Informationstechnik unterhalten wird". 
 
Weitere Informations- und Meldepflichten 

Darüber hinaus bestehen Meldepflichten im Energieeffizienzregister für Rechenzentren nach §13 EnEfG. Die 
erstmalige Meldefrist für Betreiber von Rechenzentren mit einer nicht redundanten Nennanschlussleistung ab 
500 Kilowatt ist der 15. August 2024. Die erstmalige Meldefrist für Betreiber von Rechenzentren mit einer nicht 
redundanten Nennanschlussleistung ab 300 und bis unter 500 Kilowatt bleibt aufgrund des längeren Vorlaufs 
auf dem 1. Juli 2025 bestehen. Weitere Informationen dazu sind unter BfEE - Energieeffizienzregister für Re-
chenzentren (bfee-online.de) und BMWK - Energieeffizienzregister für Rechenzentren (RZReg) zu finden. 
 
Das komplette Energieeffizienzgesetz finden Sie unter Bundesgesetzblatt Teil I - Gesetz zur Steigerung der 
Energieeffizienz und zur Änderung des Energiedienstleistungsgesetzes - Bundesgesetzblatt. 
 
 
Klimaschutz: Bundesweites Klimaanpassungsgesetz in Kraft getreten 
 
Am 01. Juli 2024 trat das erste bundesweite Klimaanpassungsgesetz in Kraft. Damit erhält Deutschland erst-
mals einen verbindlichen Rechtsrahmen für die Klimaanpassung des Bundes, der Länder und der Kommunen. 
 
Das Gesetz schafft die Grundlagen dafür, dass alle Verwaltungsebenen strategisch Vorsorge gegen die Fol-
gen der Klimakrise treffen und verankert erstmals die Anpassung an die Folgen der Klimakrise als staatliche 
Aufgabe im Bundesrecht. 
 
Ziel des Gesetzes ist eine flächendeckende Vorsorge in Deutschland gegen die Folgen der weltweiten Klima-
erwärmung. Das Gesetz berücksichtigt, dass die Betroffenheit und die Gegebenheiten von Region zu Region 
sehr unterschiedlich sind und legt daher einen Schwerpunkt darauf, eine passgenaue Klimaanpassung vor Ort 
zu stärken. Dafür werden die Länder beauftragt, mit Bezug zu Gebieten der Gemeinden und Kreise Anpas-
sungskonzepte mit Maßnahmenplänen erstellen zu lassen. Grundlage hierfür sind Risikoanalysen, die die 
lokalen Gegebenheiten berücksichtigen. Nach dem Klimaanpassungsgesetz werden auch alle Länder jeweils 
eigene Klimaanpassungsstrategien vorlegen und umsetzen. Die vorsorgende Klimaanpassungsstrategie des 
Bundes mit messbaren Zielen wird aktuell von allen beteiligten Bundesressorts entwickelt und soll voraus-
sichtlich zum Ende dieses Jahres verabschiedet werden. 
 
Als weiteres Instrument zur Stärkung der Klimaanpassung in Deutschland haben Träger öffentlicher Aufgaben 
bei ihren Planungen und Entscheidungen das Ziel der Klimaanpassung fachübergreifend und integriert zu 
berücksichtigen (Berücksichtigungsgebot). Dabei sollen sie auch im Rahmen ihrer Maßnahmen darauf hinwir-
ken, bereits versiegelte Böden, deren Versiegelung dauerhaft nicht mehr notwendig ist, in den natürlichen 
Bodenfunktionen wiederherzustellen und zu entsiegeln, soweit dies erforderlich und zumutbar ist. 
 
Das Klimaanpassungsgesetz regelt die Planung und Steuerung von Maßnahmen der Klimaanpassung in ganz 
Deutschland. Als nächster Schritt muss die Finanzierung der zur Klimaanpassung erforderlichen Maßnahmen 
gesichert werden. In der Umweltministerkonferenz wird diskutiert, ob die Beteiligung des Bundes an dieser 

https://www.bfee-online.de/BfEE/DE/Effizienzpolitik/Energieeffizienzregister_Rechenzentren/energieeffizienzregister_rechenzentren_node.html
https://www.bfee-online.de/BfEE/DE/Effizienzpolitik/Energieeffizienzregister_Rechenzentren/energieeffizienzregister_rechenzentren_node.html
https://www.bmwk.de/RZReg/rechenzentrums-register.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/309/VO
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/309/VO
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langfristigen Aufgabe durch die Schaffung einer neuen Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz abgesichert 
werden sollte. 
 
Weitere Informationen: 

Über das Gesetz hinaus wird das Bundesumweltministerium (BMUV) auch weiterhin Länder und Kommunen 
bei der Erstellung von Klimaanpassungskonzepten durch eigene Förderprogramme und durch das Zentrum 
KlimaAnpassung (ZKA) unterstützen. Mit der Förderrichtlinie „Förderung von Maßnahmen zur Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels“ soll gezielt die strategische Steuerung der nachhaltigen Anpassung an den 
Klimawandel in Kommunen mithilfe nachhaltiger kommunaler Anpassungskonzepte weiter vorangebracht wer-
den. Unter anderem fördert dieses Programm den Einsatz von Klimaanpassungsmanager*innen. Mit Hilfe der 
Förderrichtlinie „Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen (AnpaSo)“ trägt das BMUV ferner modellhaft dazu 
bei, akute klimatische Belastungen in sozialen Einrichtungen abzumildern und diese auf zukünftige klimatische 
Veränderungen vorzubereiten. 
 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Themenseite des BMUV. 
 
Quelle: BMUV 
 
 
Bundeskabinett beschließt die Änderung des Artikels 6 des Londoner Protokolls (Export von CO2) 
 
Das London Protokoll dient dem Meeresschutz und wurde von Deutschland ratifiziert. Es verbietet das Depo-
nieren von Abfällen und anderen Stoffen in der offenen See. CO2 ist davon ausgenommen. Es steht auf der 
Liste von Stoffen, deren Deponierung erlaubt werden kann. Allerdings verbietet Art. 6 des London Protokolls 
dessen Export. Um diesen Widerspruch aufzulösen, haben sich die Vertragspartner auf eine Änderung des 
Art. 6 geeinigt. Nun hat das Bundeskabinett diese Änderung beschlossen, damit sie in Kraft treten kann. 
 
Das Hauptziel besteht darin, Deutschland rechtlich die Möglichkeit zu geben, Kohlendioxid zur Speicherung 
zu exportieren, da aktuell im Inland keine Speicherkapazitäten vorhanden sind. Dies soll zur Erreichung der 
nationalen Klimaziele beitragen, da die Speicherung von CO₂ ein wichtiger Bestandteil der deutschen Carbon-
Management-Strategie (CMS) ist. Die Änderungen betreffen keine anderen Abfallarten und erfordern strenge 
Vereinbarungen zwischen den exportierenden und importierenden Staaten, die bei der Internationalen Mariti-
men Organisation notifiziert werden müssen. 
 
Diese Änderung des Londoner Protokolls muss jedoch noch von zwei Dritteln der Vertragsstaaten ratifiziert 
werden, um völkerrechtlich in Kraft zu treten. Bis dahin haben einige Staaten die Möglichkeit, diese vorläufig 
anzuwenden. So kann Deutschland bereits ab Inkrafttreten des Gesetzes Exportabkommen für CO₂ abschlie-
ßen, um die Offshore-Speicherung zu fördern und frühzeitig am CO₂-Handel teilzunehmen. 
 
Download des Gesetzentwurfes hier. 
 
 
Bundeskabinett verabschiedet Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie 
 
Anfang Dezember 2024 wurde die Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie (NKWS) verabschiedet – mit ihr soll 
die zirkuläre Wirtschaftsweise weiter gefördert werden. 
 
Das Bundeskabinett verabschiedete am 04. Dezember 2024 die Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie, die 
den Rahmen für den Umstieg auf eine zirkuläre Wirtschaftsweise setzt. Hauptgedanke der Strategie ist die 
Senkung des Verbrauchs von primären Rohstoffen, der Schließung von Stoffkreisläufen und der maximal zeit-
lichen Werterhaltung von Rohstoffen und Produkten. Die Webseite www.kreislaufwirtschaft-deutschland.de 
stellt eine zentrale Informationsstelle rund um die Kreislaufwirtschaftsstrategie sowie die damit verbundene 
Transformation zu einer umfassenden zirkulären Wirtschaft und Gesellschaft dar. 
 
Mit der Veröffentlichung der Strategie löst diese Website das bisherige Onlineangebot des Stakeholder-Dia-
logs ab. Die Website soll eine zentrale Informationsstelle rund um die Kreislaufwirtschaftsstrategie sowie die 
damit verbundene Transformation zu einer umfassenden zirkulären Wirtschaft und Gesellschaft sein – d.h. 
bestehende Informationen zusammenfassen, strukturieren, Akteurinnen und Akteure miteinander vernetzen 
und die Nutzerinnen und Nutzer an interessante Informationsangebote weiterleiten. 
 

https://www.bmuv.de/WS7195
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2024/0501-0600/561-24.html
https://www.bmuv.de/pressemitteilung/bundeskabinett-verabschiedet-nationale-kreislaufwirtschaftsstrategie
http://www.kreislaufwirtschaft-deutschland.de/
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Um ein gemeinsames Verständnis zu schaffen, steht bereits die Infografik „Kreislaufwirtschaft entdecken“ on-
line. Eine Landkarte „Unterstützungsangebote für die Kreislaufwirtschaft“ mit mehr als 60 Organisationen und 
Angeboten aus ganz Deutschland steht in den Startlöchern und wird Mitte Dezember 2024 veröffentlicht. 
 
Die Strategie selbst können Sie hier einsehen. 
 
Praxistauglichkeit beachten 

Der stellvertretende DIHK-Hauptgeschäftsführer Achim Dercks betont unter Verweis auf die aktuelle DIHK-
Umfrage zur Kreislaufwirtschaft, dass viele Unternehmen den Übergang zu einer Circular Economy dann als 
Chance sähen, wenn diese bürokratiearm und mittelstandsfreundlich gestaltet werde. Mehr als jeder zweite 
Betrieb beschäftige sich aus eigenem Antrieb intensiv mit der Frage, wie er sein Geschäftsmodell mit Elemen-
ten der Kreislaufwirtschaft. Allerdings müssten ambitionierte politische Ziele aus Sicht der Wirtschaft daher 
auch daran gemessen werden, was in der Praxis funktionieren kann und was nicht. Denn drei von fünf Unter-
nehmen befürchten zusätzliche Bürokratie etwa durch neue Dokumentationspflichten. Zahlreiche Betriebe be-
werteten zudem den zeitlichen Rahmen als unrealistisch. Dies gelte insbesondere für Mindesteinsatzquoten 
für Sekundärmaterialien oder die geplante Einführung eines digitalen Produktpasses. 
 
"Kreislaufwirtschaft ist – wie das Wort schon sagt – vor allem eine Sache der Wirtschaft", so Dercks. "Politik 
kann hier nur erfolgreich sein, wenn sie bei geplanten Maßnahmen die Unternehmen frühzeitig einbindet, die 
digitale Infrastruktur vorantreibt und besonders den Mittelstand unterstützt." 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Verpackungen: Neuer Mindeststandard 2024 regelt die Recyclingfähigkeit 
 
Seit 2019 müssen Hersteller systembeteiligungspflichtiger Verpackungen Entgelte zahlen, die sich auch nach 
deren Recyclingfähigkeit richten (vgl. § 21 VerpackG). Die Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister 
(ZSVR) legt hierzu jährlich im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt (UBA) einen Mindeststandard fest, 
der für 2024 überarbeitet wurde. 
 
Der Mindeststandard 2024 definiert Kriterien, um die Recyclingfähigkeit einheitlich zu bewerten. Wichtige An-
forderungen sind: 

• Vorhandensein von Sortier- und Verwertungsinfrastruktur. 

• Sortierbarkeit und Trennbarkeit der Verpackung. 

• Vermeidung von Recyclingunverträglichkeiten. 
 
Der Mindeststandard 2024 basiert auf aktuellen Studien zu Sortier- und Verwertungsprozessen und dient vie-
len Herstellern als Grundlage für die Optimierung ihrer Verpackungen. Auch international findet die Methode 
Beachtung. 
 
Weitere Informationen finden Sie auf der Homepage der ZSVR und der Webseite des UBAs. 
 
Quelle: UBA 
 
 
Einwegkunststofffonds – Hilfestellung für Registrierung 
 
Das Umweltbundesamt (UBA) hat Handbücher als Hilfestellung bei der Registrierung und Accounterstellung 
für Betroffene des Einwegkunststofffondsgesetzes (EWKFondsG) veröffentlicht. 
 
Die Dokumente befinden sich auf der UBA-Website ewkf.de unter „Infos und Aktuelles“ im Reiter „Meilen-
steine“. 
 
Je nach Produkt sind Produzenten, Befüller, Verkäufer oder Importeure verpflichtet den Vorgaben des 
EWKFondsG nachzukommen und sich auf der Plattform DIVID des Umweltbundesamtes zu registrieren. 
 
Mehr Informationen zu diesem Gesetz erhalten Sie über die FAQ auf der DIVID-Seite. 
 
Quelle: DIHK 
 

https://www.kreislaufwirtschaft-deutschland.de/kreislaufwirtschaft/kreislaufwirtschaft-entdecken
https://www.bmuv.de/download/nationale-kreislaufwirtschaftsstrategie-nkws
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/viele-unternehmen-sehen-chancen-in-der-kreislaufwirtschaft-117786
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/viele-unternehmen-sehen-chancen-in-der-kreislaufwirtschaft-117786
https://www.verpackungsregister.org/stiftung-behoerde/mindeststandard-21/ausgabe-2024
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/praxis-der-sortierung-verwertung-von-verpackungen-1
https://www.verpackungsregister.org/stiftung-behoerde/mindeststandard-21/grundlegende-informationen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/abfall-ressourcen/produktverantwortung-in-der-abfallwirtschaft/verpackungen/fragen-antworten-verpackungen-verpackungsabfaelle#71-welche-verpackung-ist-umweltgerecht
https://www.umweltbundesamt.de/ewkf#infos-und-aktuelles-
https://www.einwegkunststofffonds.de/de/faq/0
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Gewerbeabfall: Bundesregierung beschließt Änderung der Gewerbeabfallverordnung 
 
Die Bundesregierung hat am 27. November 2024 dem Entwurf der Gewerbeabfallverordnung zugestimmt. Die 
Verordnungsänderung muss allerdings noch von der EU-Kommission notifiziert und von Bundestag und Bun-
desrat bestätigt werden. Trotzdem wäre das Inkrafttreten vor der Bundestagswahl möglich. 
 
Die Bundesregierung versucht das Gesetzgebungsverfahren mit dem Kabinettsbeschluss noch vor der Bun-
destagswahl am 23. Februar 2025 zu einem Ende zu bringen. Üblicherweise wird die Notifizierung durch die 
EU-Kommission abgewartet, dieses Verfahren verläuft nun parallel zu Bundestag und Bundesrat. Für sie rich-
tet sich das Verfahren dieser Verordnung nach § 68 Kreislaufwirtschaftsgesetz. Danach ist dem Bundesrat die 
Verordnung nach drei Sitzungswochen zuzuleiten, wenn sich der Bundestag nicht mit ihr befasst hat. Da bis 
zum 23. Februar 2025 noch drei Sitzungswochen vorgesehen sind, könnte der Bundesrat der Verordnung 
noch final zustimmen. Auch unter den Ländern ist der Referentenentwurf allerdings nicht unumstritten. 
 
Mit der Verordnungsänderung plant die Bundesregierung unter anderem: 

• Kennzeichnungspflichten für Sammelbehältnisse 

• erweiterte Getrennthaltungspflichten für nicht gefährliche asbesthaltige Abfälle 

• Einbeziehung von Sachverständigen bei der Prüfung der getrennten Sammlung 

• behördliche Überwachungspläne zur Kontrolle der Einhaltung 

• Streichung der 90 Prozent-Getrenntsammlungsquote als Ausnahme der Vorbehandlungspflicht 

• ein bundesweit einheitliches elektronisches Register für alle Vorbehandlungsanlagen 

• stichprobenartige Kontrollen der Anlieferungen durch Anlagenbetreiber von Verbrennungsanlagen 
 
Die aktuelle Drucksache finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Batterien: Batterierecht-Durchführungsgesetz (BattDG) soll Batteriegesetz (BattG) ersetzen 
 
Das am 06. November 2024 vom Bundeskabinett beschlossene neue Batterierecht-Durchführungsgesetz 
(BattDG) soll das bisherige deutsche Batteriegesetz (BattG) ablösen. Es regelt die Zuständigkeiten und Auf-
gaben im Zusammenhang mit der EU-Batterieverordnung, die seit dem 18. Februar 2024 in Kraft ist. Die wich-
tigsten Themen des BattDG umfassen: 

• Bewirtschaftung von Altbatterien 

• Konformität von Batterien 

• Sorgfaltspflichten in der Lieferkette 

• Verfahren zur Änderung von Stoffbeschränkungen 
 
Das Ziel ist es, die ordnungsgemäße Sammlung und Verwertung von Altbatterien zu fördern, insbesondere in 
Bezug auf die Abfallphase, wofür insbesondere die produktverantwortlichen Hersteller für alle Batterien in die 
Pflicht genommen werden können. 
 
Übernahme bewährter Strukturen 

Erfolgreiche Regelungen aus dem bisherigen BattG, wie die Entsorgung von Geräte-Altbatterien, werden über-
nommen und auf die Sammlung von Altbatterien für leichte Verkehrsmittel wie E-Bikes und E-Scootern über-
tragen. Die Sammelquote für Altbatterien in Deutschland in Höhe von 50 Prozent bleibt bis Ende 2026 höher 
als die EU-Vorgaben. 
 
Sicherheit und Lithiumbatterien 

Mit dem vermehrten Einsatz von lithiumhaltigen Batterien, die eine hohe Energiedichte aufweisen, steigen die 
Risiken. Um Brände durch beschädigte Lithium-Ionen-Batterien zu vermeiden, wird, zusätzlich zu der Vorgabe 
der EU-Verordnung zur Entnehmbarkeit von Batterien aus Elektrogeräten, die Rückgabe von Altbatterien an 

https://dip.bundestag.de/vorgang/verordnung-zur-st%C3%A4rkung-der-bewirtschaftung-von-gewerblichen-siedlungsabf%C3%A4llen-und-bestimmten/318071
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Hersteller vereinfacht werden. Hersteller können eigene Rücknahmesysteme aufbauen oder bestehenden Or-
ganisationen beitreten, die für die Rücknahme zuständig sind. 
 
Die Pfandpflicht für Starterbatterien bleibt erhalten, da sie sich in der Vergangenheit bewährt hat. 
 
Erweiterung der Rücknahmepflichten 

Die Rücknahmepflichten der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger werden ausgeweitet, um den Verbrau-
chern die Rückgabe von Altbatterien zu erleichtern. Künftig müssen kommunale Rücknahmestellen auch Alt-
batterien aus leichten Verkehrsmitteln wie E-Bikes und E-Scootern annehmen. Verstöße gegen die BattVO 
und das BattDG werden geahndet und regelwidriges Verhalten wird sanktioniert. 
 
Anpassung an EU-Batterieverordnung 

Mit der neuen EU-Batterieverordnung werden erstmals der gesamte Lebenszyklus von Batterien (Produktions- 
bis Abfallphase) zusammengedacht. Die Verordnung ist seit dem 18. Februar 2024 für die gesamte EU in 
Kraft. Sie enthält Übergangs- und gesonderte Geltungsfristen sowie Öffnungsklauseln für den nationalen Ge-
setzgeber. Daneben sind Verfahrensregelungen zu etablieren sowie die national zuständigen Behörden für 
die unterschiedlichen Themenbereiche zu bestimmen. Mit dem beschlossenen Entwurf eines Gesetzes zur 
Anpassung des Batterierechts an die Verordnung (EU) 2023/1542 soll nunmehr das nationale Recht an die 
neuen europäischen Vorgaben angepasst werden. 
 
Nächste Schritte 

Im nächsten Schritt wird sich der Bundesrat mit dem Gesetzentwurf befassen. Im Anschluss muss das neue 
Gesetz vom Bundestag verabschiedet werden. Der Bundesrat wird anschließend erneut beteiligt. Das neue 
Batterierecht-Durchführungsgesetz soll am 18. August 2025 in Kraft treten. Voraussetzung hierfür ist aller-
dings, dass alles noch vor den Neuwahlen am 23. Februar 2025 beschlossen wird. 
 
Weitere Informationen 

Den Gesetzesentwurf können Sie hier einsehen. 
 
Quelle: BMUV 
 
 
Änderungen der Gefahrstoffverordnung 
 
Die überarbeitete Gefahrstoffverordnung setzt ein Risikokonzept für krebserzeugende Stoffe der Kategorie 1A 
und 1B um und verschärft die Anforderungen an Tätigkeiten mit Asbest. Der Bundesrat hat dem Regierungs-
entwurf zugestimmt, allerdings 15 Änderungen und eine Entschließung eingebracht. Die Bundesregierung 
muss diese Änderungen übernehmen, bevor die Verordnung in Kraft tritt. Wesentliche Neuerungen im Über-
blick: 
 
Risikokonzept für krebserzeugende Gefahrstoffe 

Die Verordnung implementiert ein Maßnahmenkonzept für krebserzeugende Stoffe der Kategorie 1A und 1B 
und passt sich an die überarbeitete CLP-Verordnung an. Ziel ist eine präzisere Risikoabschätzung und Um-
setzung von Schutzmaßnahmen. 
 
Regelungen für Tätigkeiten mit Asbest 

1. § 5a: Mitwirkungs- und Informationspflichten 
Bauherren und Auftraggeber müssen vor Baumaßnahmen alle bekannten Informationen zur Bau- oder 
Nutzungsgeschichte, insbesondere zu Gefahrstoffen, bereitstellen. Für Gebäude ab Baujahr 1993 ist 
das Fertigstellungs- oder Beginnjahr der Bauarbeiten anzugeben. 

2. § 6: Informationsermittlung und Gefährdungsbeurteilung 
Arbeitgeber müssen Informationen über Gefahrstoffe in der Gefährdungsbeurteilung berücksichtigen. 

o Absatz 2a: Arbeitgeber tragen die Verantwortung, bekannte Gefahrstoffinformationen einzu-
beziehen. 

o Absatz 2b: Bei unzureichenden Informationen des Bauherrn sind Arbeitgeber verpflichtet, 
externe Experten hinzuzuziehen. 

o Absatz 2c: Technische Erkundungen sind vorgeschrieben, wenn Schutzmaßnahmen nur so 
festgelegt werden können. 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2024/0501-0600/558-24.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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3. § 11: Verwendungs- und Tätigkeitsbeschränkungen 
Tätigkeiten mit asbesthaltigen Materialien sind grundsätzlich verboten. Ausnahmen gelten für spezifi-
sche Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten, die klar definiert und reglementiert sind. 

4. § 11a: Anforderungen an Asbest-Tätigkeiten 
Es gelten verschärfte Anforderungen für Gefährdungsbeurteilungen, Risikomanagement und Schutz-
maßnahmen. Außerdem werden Zulassungs-, Fach- und Sachkundepflichten eingeführt. Behörden 
können eine elektronische Anzeige der Tätigkeiten verlangen. 

 
Die Änderungen zielen darauf ab, den Schutz von Beschäftigten und Dritten bei Tätigkeiten mit gefährlichen 
Stoffen, insbesondere Asbest, zu verbessern und klare Verantwortlichkeiten zu schaffen. Weitere Informatio-
nen stehen in der konsolidierten Fassung der Gefahrstoffverordnung hier zur Verfügung. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Gefahrstoffe: Änderungen und Neufassungen von Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) 
 
In den letzten Monaten wurden mehrere Technische Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) durch das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales (BMAS) in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (BAuA) überarbeitet. 
 
Geänderte TRGS 910: Risikobezogenes Maßnahmenkonzept für krebserzeugende Gefahrstoffe 

Am 10. Oktober 2024 wurde die TRGS 910, die das risikobezogene Maßnahmenkonzept für Tätigkeiten mit 
krebserzeugenden Gefahrstoffen regelt, geändert und ergänzt. Siehe: BAuA - TRGS 910. 
 
Geänderte TRGS 903: Biologische Grenzwerte (BGW) 

Ebenfalls am 10. Oktober 2024 wurde die TRGS 903 aktualisiert. Diese Regel legt biologische Grenzwerte für 
bestimmte Gefahrstoffe fest, um gesundheitliche Risiken zu minimieren. Siehe: BAuA - TRGS 903. 
 
Neugefasste TRGS 520: Errichtung und Betrieb von Sammelstellen und Zwischenlagern 

Im Juli 2024 wurde die TRGS 520 neu formuliert. Diese Regel betrifft den sicheren Umgang mit Kleinmengen 
gefährlicher Abfälle in Sammelstellen und Zwischenlagern. Siehe: BAuA - TRGS 520. 
 
Geänderte TRGS 401: Gefährdung durch Hautkontakt 

Am 19. September 2024 wurde die TRGS 401 überarbeitet, die sich mit der Ermittlung, Beurteilung und Mini-
mierung von Gefährdungen durch Hautkontakt mit Gefahrstoffen befasst. Siehe: BAuA - TRGS 401. 
 
Quelle: BAuA 
 
 
Verlängerung der Einreichungsfrist für LkSG-Berichte 
 
Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) hat kommuniziert, dass die Frist für die Einrei-
chung von Berichten gemäß § 10 Absatz 2 LkSG (Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz) erneut verlängert wird. 
 
LkSG-pflichtige Unternehmen können nun Berichte bis zum 31. Dezember 2025 (statt bis zum 31. Dezember 
2024) beim BAFA einreichen. 
 
Aktueller Hinweis des BAFA: 

„Vor dem Hintergrund der Entwicklungen zur Umsetzung der unionsrechtlichen Vorgaben hinsichtlich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (Richtlinie (EU) 2022/2464) wird das BAFA erstmalig zum 
Stichtag 1. Januar 2026 das Vorliegen der Berichte nach dem LkSG sowie deren Veröffentlichung prüfen. 
Auch wenn die Übermittlung eines Berichts an das BAFA und dessen Veröffentlichung nach dem LkSG bereits 
vor diesem Zeitpunkt fällig war, wird das BAFA die Überschreitung der Frist nicht sanktionieren, sofern der 
Bericht spätestens zum 31. Dezember 2025 beim BAFA vorliegt. Die Erfüllung der übrigen Sorgfaltspflichten 
gemäß der §§ 4 bis 10 Absatz 1 LkSG sowie deren Kontrolle und Sanktionierung durch das BAFA, für welche 
auch Angaben aus einem Bericht Anlass geben können, werden von dieser Stichtagsregelung nicht berührt.“ 
 
Quelle: DIHK 
 

https://dip.bundestag.de/vorgang/verordnung-zur-%C3%A4nderung-der-gefahrstoffverordnung-und-anderer-arbeitsschutzverordnungen/315042
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-910?nn=e1d541a2-07fc-48eb-a882-1aee9c348775
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-903?nn=e1d541a2-07fc-48eb-a882-1aee9c348775
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-520?nn=e1d541a2-07fc-48eb-a882-1aee9c348775
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-401?nn=e1d541a2-07fc-48eb-a882-1aee9c348775
https://www.bafa.de/DE/Lieferketten/Berichtspflicht/berichtspflicht_node.html
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IED: BMUV versendet Referentenentwürfe zur IED-Umsetzung 
 
Das Bundesumweltministerium hat erste Referentenentwürfe zur Umsetzung der Industrie-Emissionsrichtlinie 
(IED) in nationales Recht versandt. Die Entwürfe beinhalten ein Artikelgesetz zur Änderung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetz (BImSchG) und weiterer Gesetze sowie eine Mantelverordnung für diverse alte und 
eine neue 45. Bundes-Immissionsschutzverordnungen (BImSchV). Nutzen Sie die Möglichkeit Ihre Interes-
sen bis zum 06. Januar 2025 bei uns einzureichen. 
 
Einen Kabinettsentwurf strebt das BMUV erst nach der Bundestagswahl an. Später soll noch ein Paket zur 
Anpassung von Verwaltungsvorschriften (u.a. TA Luft) folgen. Deutschland muss die IE-Richtlinie bis Juli 2026 
umsetzen. 
 
Die umfangreichen Dokumentenpakete umfassen neben den Referentenentwürfen Synopsen relevanter Ge-
setze und einen Fact-Sheet zur Zusammenfassung der bezweckten Regelungen. Mit dem Artikelgesetz sollen 
unter anderem das Bundes-Immissionsschutz-(BImSchG), Kreislaufwirtschafts-, Bundesberg- und Umwelt-
rechtbehelfsgesetz geändert werden. Zudem werden zahlreiche Verordnungen zur Umsetzung des BImSchG 
(BImSchV) mit einer Mantelverordnung geändert. Neu eingeführt werden soll eine 45. BImSchV zur Umset-
zung von Managementvorgaben und Umweltleistungswerten in Industrieanlagen (IE-Managementverord-
nung). 
 
Das BMUV hat die Unterlagen hier veröffentlicht. 
 
Weitere relevante Informationen und die Möglichkeit zur Beteiligung an dem Verfahren finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

EUROPÄISCHE UNION 
 
 
EU-Vorschlag für Klimaziel 2040 überfordert Deutschland und Europa 
 
Das von der EU-Kommission vorgeschlagenen Klimaziel für 2040 gerät außer Reichweite – das zeigt eine 
Studie, die die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) und der Verband kommunaler Unternehmen 
(VKU) am 01. Oktober 2024 in Berlin vorgestellt haben. 
 
Der Brüsseler Vorschlag sieht eine 90-prozentige Verringerung der Netto-Treibhausgasemissionen (THG) im 
Vergleich zu 1990 vor. Was dies für die deutsche Klimazielsetzung bedeuteten würde und wie der Stand der 
Klimazielerreichung in Europa und Deutschland aktuell aussieht, analysiert die Studie "Mögliche Auswirkun-
gen eines EU-Klimaziels von minus 90 Prozent für 2040 auf Deutschland" von DIHK und VKU. 
 
Schon 2030er-Ziel wohl nicht zu halten 

Ein Kernergebnis: Nach derzeitigen Emissionsprognosen der EU-Mitgliedstaaten wird bereits das für 2030 
anvisierte europäische Ziel einer 55-prozentigen CO2-Reduktion verfehlt. Das Erreichen eines 2040-Ziels von 
minus 90 Prozent, das auf der Zielerreichung 2030 aufbaut, gerät damit außer Reichweite. 
 
Die Studie stellt dar, dass das vorgeschlagene Klimaziel 2040 auf optimistischen Annahmen beruht, beispiels-
weise in Bezug auf die Verfügbarkeit von Technologien, Fachkräften, Rohstoffen und den Mitteln für Investiti-
onen. Wenn diese nicht eintreten, drohen aus Sicht und DIHK und VKU mehr Regulierung, steigende Kosten 
sowie politische und wirtschaftliche Verwerfungen. 
 
Mehr Realitätssinn nötig 

Aus diesem Grund plädieren die beiden Organisationen für mehr Realitätssinn: Es sei kontraproduktiv, lang-
fristige Ziele zu verschärfen, wenn man kurzfristigere nicht erreiche. Der Fokus solle stattdessen darauf liegen, 
wie das Ziel für 2030 kosteneffizient und wirtschaftlich tragbar angestrebt werden kann. 
 
"Die deutsche Wirtschaft hat beim betrieblichen Klimaschutz schon viel erreicht", kommentiert der stellvertre-
tende DIHK-Hauptgeschäftsführer Achim Dercks die Ergebnisse. "Die energieintensive Industrie ist im 

https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/immissionen/ied-neue-regeln-zur-verringerung-schaedlicher-6222282
https://www.bmuv.de/gesetz/referentenentwurf-eines-gesetzes-zur-umsetzung-der-richtlinie-eu-2024-1785-zur-aenderung-der-richtlinie-2010-75-eu-ueber-industrieemissionen
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=E1D8F35E145A88B7D8A7369D9A23414E&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=2486
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-kommission-empfiehlt-klimaziel-fur-2040-90-prozent-weniger-emissionen-2024-02-06_de
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europäischen Vergleich in den letzten Jahren auf einem markanten CO2-Einsparpfad – allerdings vor allem 
bedingt durch kostenbedingte Einschränkungen der Produktion." 
 
Die Formulierung immer neuer höherer Klimaziele führe "zu einer tiefen Verunsicherung in der Breite der Wirt-
schaft", warnt Dercks. "Denn wir sehen schon jetzt, dass beispielsweise die für 2030 formulierten Ziele nur 
schwer erreichbar sein werden. In vielen Unternehmen vergrößert sich die Sorge, dass die politischen Ein-
sparziele zu noch mehr Regulierungen und weiteren Preiserhöhungen für Energie führen. Dabei sind die Kos-
ten für Strom und Gas bereits heute schon problematisch hoch." 
 
Ohne private Investitionen geht es nicht 

Wie groß die Verunsicherung der Unternehmen durch die Energiepolitik mittlerweile sei, zeige auch das aktu-
elle DIHK-Energiewende-Barometer, so der stellvertretende DIHK-Hauptgeschäftsführer: "Während in frühe-
ren Jahren viele Unternehmen auch Chancen in der Energiewende für den eigenen Betrieb sahen, überwiegen 
seit zwei Jahren deutlich die Risiken. Die Politik sollte daher aufpassen, dass nicht ganze Branchen bei den 
Themen Energiewende und Klimaschutz fast völlig die Zuversicht verlieren. Denn ohne private Investitionen 
wird die Transformation zu einer klimaneutralen Wirtschaft nicht gelingen." 
 
Weg zur Klimaneutralität nicht beliebig verkürzbar 

VKU-Hauptgeschäftsführer Ingbert Liebing ergänzt: "Es ist wichtig, die Klimaziele möglichst schnell zu errei-
chen. Aber der Weg zur Klimaneutralität kann nicht beliebig verkürzt werden, insbesondere in 'trägen' Sektoren 
wie Verkehr und Gebäude." Das zeige sich aktuell bei der Wärmeplanung und dem Ausbau der Fernwärme, 
bei denen kommunale Unternehmen eine zentrale Rolle spielten. 
 
Liebing: "Deutschland trägt bereits jetzt überproportional zu den rechtsverbindlichen europäischen CO2-Min-
derungszielen bei. Ein neues EU-Klimaziel von minus 90 Prozent bis 2040 würde das weiter verschärfen." 
Eine entsprechende Festlegung sei "voreilig und riskant", warnt er. "Der Fokus sollte stattdessen darauf liegen, 
die 2030-Ziele ('Fit for 55') des EU Green Deal zu erreichen." 
 
die deutsche Langfassung der Studie finden Sie hier zum Download. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Emissionshandel: CO2-Preisentwicklung unter ETS 2 
 
Ab dem Jahr 2027 wird der deutsche nationale Brennstoffemissionshandel durch den europäischen Emissi-
onshandel (EU-ETS 2) abgelöst. Dieser neue Mechanismus zur CO₂-Bepreisung zielt insbesondere auf die 
Sektoren Verkehr und Gebäude. 
 
Die zukünftige Entwicklung der CO₂-Preise im EU-ETS 2 ist noch ungewiss und hängt maßgeblich von der 
Wirksamkeit ergänzender klimapolitischer Maßnahmen ab. Sollten diese erfolgreich Emissionen reduzieren, 
könnte dies zu einem Rückgang der Nachfrage nach Emissionszertifikaten und somit zu sinkenden Preisen 
führen. 
 
Eine Berechnung des Mercator Research Institutes zu den möglichen CO₂-Preisen unter ETS 2 hat sich an 
den Grenzvermeidungskosten des REMIND-EU als Indikator orientiert. REMIND-EU errechnet die CO2-
Preise, die optimal und somit kostenminimierend sind und die europäische Klimaneutralität bis 2050 erreichen 
können. In der Berechnung wurde angenommen, dass sich andere Politikinstrumente wie Standards, Subven-
tionen oder Verbote weder verschärft noch zusätzlich neu eingeführt werden. Der Status-quo der Instrumente 
bleibt also erhalten. Die Bandbreite des Preises ergibt sich aus Annahmen in Bezug auf Markthochlauf, Tech-
nologieentwicklung und internationale Rahmenbedingungen. Demnach ergibt sich im Jahr 2027, wenn der 
ETS 2 den nationalen Emissionshandel ablöst, ein Preis von ca. 220 €/ t CO2. 
 
Eine Analyse der Friedrich-Ebert-Stiftung zu verschiedenen Modellrechnungen zum EU-ETS 2 offenbart eine 
beträchtliche Unsicherheit hinsichtlich der zukünftigen CO2-Preise. Während die berechneten Werte zwischen 
60 und 380 Euro pro Tonne CO2 schwanken, deuten die meisten Modelle auf deutlich höhere Preise von über 
100 Euro pro Tonne hin. Maßgeblich für die Entwicklung des Preises ist der Umfang zusätzlicher Klimaschutz-
maßnahmen. 
 
Die Studie des Mercator Research Institutes finden Sie hier und die Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung hier. 
 
Quelle: DIHK 

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/energie/energiewende-barometer-24
https://www.vku.de/fileadmin/user_upload/Presse/240929_VKU_DIHK_Studie_Klimaziele_2040_deutsch.pdf
https://www.mcc-berlin.net/fileadmin/data/C18_MCC_Publications/2023_MCC_CO2-Bepreisung_Klimaneutralit%C3%A4t_Verkehr_Geb%C3%A4ude.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/a-p-b/21122.pdf
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Klimafortschrittsbericht der EU-Kommission: Emissionsreduktionen durch erneuerbare Energien 
 
Die Treibhausgasemissionen (THG) in der EU sind im Jahr 2023 um 8,3 Prozent gesunken. Das ist eines der 
Ergebnisse des Klimafortschrittsberichts 2024 der EU-Kommission. 
 
Das ist der größte Rückgang seit Jahrzehnten, mit Ausnahme des Jahres 2020, in dem die Emissionen pan-
demiebedingt um 9,8 Prozent zurückgingen. Die Emissionen liegen damit 37 Prozent unter dem Niveau von 
1990, während das BIP im gleichen Zeitraum um 68 Prozent gestiegen ist. Dieses anhaltende Entkoppeln von 
Emissionen und wirtschaftlichem Wachstum zeigt das Potenzial einer klimafreundlichen wirtschaftlichen Ent-
wicklung. Die EU ist damit, laut EU-Kommission, auf dem Weg, das Ziel einer Emissionsreduktion von min-
destens 55 Prozent bis 2030 zu erreichen. 
 
Der Bericht unterstreicht vor allem Emissionsrückgänge in der Industrie und Energieerzeugung, die durch das 
europäische Emissionshandelssystem (ETS) reguliert werden. Die Emissionen in diesen Sektoren sanken 
2023 um 16,5 Prozent. Besonders die Strom- und Wärmeerzeugung verzeichnete einen Rückgang um 24 
Prozent, vor allem durch den Ausbau erneuerbarer Energien sowie den schrittweisen Ausstieg aus der Koh-
lekraft. 
 
Die Einnahmen aus dem ETS erreichten 2023 rund 43,6 Milliarden Euro, von denen 7,4 Milliarden in den 
Innovations- und Modernisierungsfonds flossen; der Rest unterstützt nationale Klimaschutzprojekte. Diese 
Mittel eröffnen wirtschaftliche Chancen und Unterstützung für Unternehmen, insbesondere energieintensive 
Industrien, die auf klimafreundliche Technologien umstellen möchten. 
 
Die Emissionen in den Bereichen Gebäude, Landwirtschaft, Verkehr und Abfall, die durch die sogenannte 
Effort-Sharing-Verordnung (Lastenteilungs-Verordnung) geregelt werden, sind 2023 ebenfalls um rund 2 Pro-
zent zurückgegangen. Die größten Beiträge kamen aus dem Gebäudesektor, dessen Emissionen um 5,5 Pro-
zent gesenkt wurden. Land- und Forstwirtschaft trugen mit einem Rückgang von 2 Prozent ebenfalls bei, wäh-
rend die Emissionen im Verkehrssektor mit weniger als 1 Prozent nur leicht sanken. Die Rolle der gewerblichen 
Wirtschaft in diesen Sektoren ist entscheidend, da Investitionen in emissionsarme Gebäudetechnik und sau-
bere Mobilitätslösungen die Wettbewerbsfähigkeit langfristig steigern können. 
 
Ein bemerkenswerter Erfolg ist der 8,5-prozentige Anstieg des natürlichen Kohlenstoffsenkpotenzials der EU 
im Jahr 2023, womit der Abwärtstrend im Bereich Landnutzung und Forstwirtschaft gestoppt wurde. Dieser 
Bereich spielt eine zentrale Rolle für die Klimabilanz und bietet gleichzeitig der Forst- und Landwirtschaft sowie 
den verarbeitenden Industrien Chancen, durch nachhaltige Nutzung und Aufforstungsprogramme zum Klima-
schutz beizutragen. 
 
Trotz der positiven Entwicklung in der EU ist global noch kein Emissionshöhepunkt erreicht, und die extremen 
Klimaereignisse in Europa verdeutlichen die Dringlichkeit weiterer Maßnahmen. Die EU-Kommission ruft dazu 
auf, die Klimaanpassungsmaßnahmen auf allen Ebenen zu intensivieren. Die EU bleibt mit ihren Mitgliedstaa-
ten der größte Geber für Klimafinanzierung und unterstützt Partnerländer weltweit bei der Klimawende. 
 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission veröffentlicht deutsche Fassung der KOM-FAQs zu CSRD im EU-Amtsblatt 
 
Die EU-Kommission hat am 13. November 2024 eine Bekanntmachung (C /2024/6792) veröffentlicht, die die 
Klarstellungen zu den Anforderungen der CSRD (Richtlinie (EU) 2022/2464), der SFDR (Verordnung (EU) 
2019/2088) und der ESRS (Delegierte Verordnung (EU) 2023/2772) beinhaltet. 
 
Mit der Bekanntmachung will die EU-Kommission die Rechtssicherheit in Bezug auf die Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung und die Vergleichbarkeit von Nachhaltigkeitsangaben erhöhen. 
 
Download der FAQs hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_24_5605
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52024XC06792
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Entlastung bei der Nachhaltigkeitsberichterstattung gefordert 
 
Am 27. November 2024 hat das DIHK-Präsidium das Positionspapier in seiner Sitzung nach intensiver Debatte 
verabschiedet. Das Positionspapier wurde inhaltlich nicht verändert. Es wurde aufgrund der Diskussion um 
eine Präambel ergänzt, die folgendermaßen lautet: 
 
Das DIHK-Präsidium ist der Auffassung, dass die Politik auf die gesetzliche Verpflichtung einer Nachhaltig-
keitsberichterstattung grundsätzlich verzichten sollte. Denn eine deutliche Mehrheit der Unternehmen in 
Deutschland lehnt die aus der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) resultierenden Belastun-
gen als unangemessen und nicht zielführend ab. 
 
Falls die neue EU-Kommission an der Nachhaltigkeitsberichterstattung ganz oder in Teilen festhält, müssen 
vordringlich die negativen Folgen für kleinere Unternehmen begrenzt werden. Gerade diese mittelbar betroffe-
nen Unternehmen würden durch die nachfolgend erläuterten Vorschläge entlastet. Die Bereitstellung von 
ESG-Daten durch die Unternehmen entlang der Wertschöpfungskette sollte zudem insgesamt praxisgerechter 
eingeführt werden als bisher vorgesehen. 
 
Sie finden das Positionspapier hier: DIHK-Positionspapier_Nachhaltigkeitsberichterstattung_verabschie-
det.pdf 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Nachhaltigkeitsberichte: Standard für KMU (VSME) 
 
Auch mittelständische Zulieferer sind indirekt von der Nachhaltigkeitsberichterstattung betroffen. In der Praxis 
müssen sich oft auch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mit Nachhaltigkeitsberichterstattung auseinan-
dersetzen. Um sie zu entlasten, hat die EU im Januar 2024 einen ersten Entwurf zum "Voluntary SME-Stan-
dard" (VSME) vorgelegt. Das freiwillige Instrument soll KMU in die Lage versetzen, ihre Nachhaltigkeitsziele 
und -projekte einfacher zu dokumentieren. 
 
Nicht kapitalmarktorientierte kleinste, kleine und mittlere Unternehmen sind von der gesetzlichen Pflicht, einen 
Nachhaltigkeitsbericht zu erstellen, zwar nicht erfasst. Sie werden in vielen Fällen jedoch von ihren Geschäfts-
partnern und Kunden aufgefordert, Nachhaltigkeitsinformationen bereitzustellen – teilweise auch unterschied-
liche. (Welche Unternehmen verpflichtet sind, einen Nachhaltigkeitsbericht zu erstellen, können Sie hier nach-
lesen). 
 
Die IHK-Organisation hat in ihren Stellungnahmen und Positionspapieren in den vergangenen Jahren die aus 
überwiegender Sicht unverhältnismäßigen Anforderungen an die Berichterstattung sowohl der direkt, aber 
auch der mittelbar betroffenen Unternehmen aufgenommen. Angesichts der Rückmeldungen forderte sie, die 
Regelungen der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) und der EU-Nachhaltigkeitsbericht-er-
stattungsstandards (ESRS) zu reduzieren beziehungsweise verhältnismäßig auszugestalten (vergleiche unter 
anderem das DIHK-Positionspapier zum Thema Sustainable Finance in den Europapolitischen Positionen 
2023). Nachbesserungen sind erfolgt, allerdings in nicht ausreichender Weise. 
 
VSME-Standard könnte KMU entlasten 

Ein europaweiter Standard könnte – bei entsprechender Akzeptanz der Geschäftspartner – die Chance bieten, 
die mittelbare Belastung der nicht direkt berichtspflichtigen KMU einzudämmen. Aus diesem Grund hat die 
EU-Kommission die European Financial Reporting Advisory Group (EFRAG) mit der Erstellung eines solchen 
Standards beauftragt. Der erste Entwurf wurde am 22. Januar 2024 veröffentlicht. 
 
Der VSME soll nicht verbindlich sein, sondern eine "freiwillige" Alternative zu den individuellen Fragebögen 
bieten, die viele KMU von berichtspflichtigen Unternehmen erhalten. Wichtig ist nun zu prüfen, ob der VSME-
Entwurf einerseits den Informationsbedarf der berichtspflichtigen Geschäftspartner und Finanzinstitute erfüllen 
kann und andererseits die vom VSME geforderten Informationen den nicht berichtspflichtigen KMU auch vor-
liegen. Nur wenn beide Voraussetzungen erfüllt sind, könnte ein künftiger VSME-Standard dazu beitragen, die 
mittelbare Belastung der KMU zu reduzieren. 
 
Zum Inhalt des VSME-Entwurfs 

Der VSME-Entwurf bietet drei Module an (für das individuelle Unternehmen oder auf konsolidierter Basis): das 
Basic Module, das Narrative-Policies, Actions and Targets (PAT) Module sowie das Business Partners 

https://ihk-welt.de/files/2bb92bdd-7ba1-4c1a-a45f-c55013449ac4/5c92edfe-7d49-4da3-98be-089844e20f4c/DIHK-Positionspapier_Nachhaltigkeitsberichterstattung_verabschiedet%20pdf
https://ihk-welt.de/files/2bb92bdd-7ba1-4c1a-a45f-c55013449ac4/5c92edfe-7d49-4da3-98be-089844e20f4c/DIHK-Positionspapier_Nachhaltigkeitsberichterstattung_verabschiedet%20pdf
https://www.dihk.de/de/ueber-uns/die-ihk-organisation/neue-nachhaltigkeitsberichterstattung-93090
https://www.dihk.de/resource/blob/93896/7a525f290e4d839ca9ebbf33166facb5/eu-europapolitische-positionen-2023-data.pdf
https://www.dihk.de/resource/blob/93896/7a525f290e4d839ca9ebbf33166facb5/eu-europapolitische-positionen-2023-data.pdf
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Module. Sie enthalten Nachhaltigkeitsinformationen zu umweltbezogenen und sozialen Themen sowie zur 
Unternehmenspolitik. 
 
Verschiedene Module des VSME 

• Basis Modul 

• PAT-Modul (Policies, Actions, Targets) 

• Business-Partner-Modul 
 
Ein Unternehmen könnte das Basis Modul allein, das PAT-Modul zusammen mit dem Basis Modul, das Busi-
ness Partner Modul zusammen mit dem Basis Modul oder alle drei Module gemeinsam anwenden. 
 
Der Bericht nach dem VSME soll jährlich erstellt und unter bestimmten Voraussetzungen als separater Ab-
schnitt im (Konzern-)Lagebericht aufgenommen werden können. Ansonsten ist eine separate Veröffentlichung 
vorgesehen. Er soll zur gleichen Zeit wie der Jahres-/Konzernabschluss beziehungsweise die Finanzbericht-
erstattung zur Verfügung stehen, soweit diese zu erstellen sind. Bestimmte sensible Informationen darf das 
Unternehmen weglassen. Ab dem zweiten Jahr sollen Vergleichszahlen zum Vorjahr in den Bericht aufge-
nommen werden. 
 
Wesentlichkeitsanalyse für das PAT- und Business Partner Modul 

Als Grundlage für die Nachhaltigkeitsberichterstattung dient die Wesentlichkeitsanalyse – ein Prozess, in dem 
die für ein Unternehmen relevanten Nachhaltigkeitsthemen identifiziert und bewertet werden. Die Anforderun-
gen an die Wesentlichkeitsanalyse für das PAT-Modul und das Business Partner Modul sind im Entwurf des 
VSME umschrieben. Grundsätzlich soll das Ergebnis der Wesentlichkeitsanalyse sowie eine Liste der für das 
Unternehmen bedeutsamen Themen in den Nachhaltigkeitsbericht aufgenommen werden. 
 
Bei der Wesentlichkeitsanalyse soll das Unternehmen die im Appendix B enthaltene Liste der Nachhaltigkeits-
themen als Leitlinie verwenden können. Wie bei den ESRS gilt, dass eine sogenannte doppelte Wesentlichkeit 
zu ermitteln ist: die Auswirkungen des Unternehmens auf Umwelt und Menschen (impact materiality) und die 
Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf das Unternehmen (financial materiality). Dabei sollen grund-
sätzlich aktuelle und potenzielle Auswirkungen, kurz-, mittel- und langfristig, einbezogen werden, wie auch die 
Wertschöpfungskette. Einzelheiten zur Wesentlichkeitsanalyse gibt es in Ziffer 42ff. des VSME sowie Ziffer 59 
(zum PAT-Modul in N 2) und Ziffer 68 (zum BP-Modul). 
 
Noch keine deutsche Fassung verfügbar 

Die VSME liegt (bisher) nicht in einer offiziellen deutschen Übersetzung der EU-Kommission oder der EFRAG. 
Die DIHK hat deshalb im Rahmen eines Pilotprojekts in Zusammenarbeit mit der dualen Hochschule Baden-
Württemberg (DHBW) und dem Deutschen Rechnungslegungsstandards Committee e.V. (DRSC) eine Über-
setzung erstellt. Dabei wurde nicht der komplette VSME-Entwurf übersetzt, sondern nur die Datenpunkte aus 
den drei Modulen. Das Dokument soll als Hilfestellung für das Verständnis des VSME zur Konsultation dienen. 
 
Unter www.josucon.de können Sie sich die Datei im Excel-Format herunterladen. 
 
VSME-Entwurf konsultiert 

Im Rahmen einer Konsultation hatte die EFRAG um Einschätzungen und Bewertungen des VSME-Entwurfs 
gebeten. Dabei waren Antworten von KMU, die den VSME anwenden können, ebenso von Bedeutung wie die 
der großen Unternehmen und Geschäftspartner, die Daten der KMU anfordern. 
 
Die DIHK hat sich Mitte Mai 2024 mit einer Stellungnahme dazu geäußert: 
 
Pilotprojekt zur Eignung des VSME ESRS 

Um die Vorschläge von EFRAG auf ihre Eignung und Angemessenheit für KMU hin zu überprüfen, haben sich 
zwölf Mitgliedsunternehmen bereit erklärt, sich im Detail mit den Anforderungen des VSME ESRS zu befassen 
und die praktische Anwendbarkeit und Umsetzbarkeit zu analysieren. 
 
Die teilnehmenden KMU kommen aus verschiedensten Branchen und Regionen, die Beschäftigtenzahl reicht 
von 20 bis zu 200. 
 
Die DIHK, das Deutsches Rechnungslegungs Standards Committee (DRSC) und die Duale Hochschule Ba-
den-Württemberg (DHBW) haben die Unternehmen von Januar 2024 bis Mai 2024 begleitet und im Zuge 

https://www.dihk.de/de/ueber-uns/die-ihk-organisation/wie-wird-der-vsme-standard-fuer-kmu-aussehen--114136#accordion2-9pp07faed5xd3lfxa1adrz2pd
https://www.dihk.de/de/ueber-uns/die-ihk-organisation/wie-wird-der-vsme-standard-fuer-kmu-aussehen--114136#accordion3-e7lktfrjfoa9izgifmpfdpy0v
https://www.dihk.de/de/ueber-uns/die-ihk-organisation/wie-wird-der-vsme-standard-fuer-kmu-aussehen--114136#accordion4-ast6gkcsevy5dk1mhvwri3we2
http://www.josucon.de/
https://www.dihk.de/resource/blob/117752/81a7d8be9347964c4089e7637f7e6316/eu-dihk-stellungnahme-vsme-data.pdf
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dessen Einführungs-Workshops zu den Modulen des VSME durchgeführt, Übersetzungen der Anforderungen 
des VSME ESRS bereitgestellt und zahlreiche Auswertungsgespräche geführt. 
 
Die Ergebnisse der Arbeit dieser Pilotgruppe, die DIHK, DRSC und DHBW gemeinsam mit den Unternehmen 
der EU-Kommission vorstellen werden, gibt es hier zum Nachlesen 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Entwurf der Leitlinien zu Nullemissionsgebäuden im Rahmen der EU-Gebäuderichtlinie 
 
Im Rahmen der novellierten EU-Gebäuderichtlinien stellte die EU-Kommission Anfang Oktober 2024 einen 
Leitlinienentwurf zur Definition der Anforderungen an Nullemissionsgebäude (NEB, zero emission buildings) 
vor. 
 
Die EPBD trat am 28. Mai 2024 in Kraft und muss bis Mai 2026 von allen EU-Mitgliedstaaten in nationales 
Recht umgesetzt werden. Sie verfolgt das Ziel eines emissionsfreien Gebäudebestands bis 2050, unterstützt 
durch nationale Renovierungspläne und die Defossilisierung der Wärme- und Kälteversorgung. Zudem wird 
ab 2030 vorgeschrieben, dass alle Neubauten den Standard eines Nullemissionsgebäudes erfüllen müssen, 
wobei für öffentliche Gebäude diese Anforderung bereits ab 2028 gilt. 
 
Der nun bekannt gewordene Leitlinienentwurf präzisiert, dass NEB einen hohen Energieeffizienzwert aufwei-
sen und einen geringen Energieverbrauch haben sollen. Sie dürfen keine CO2-Emissionen aus fossilen Brenn-
stoffen vor Ort verursachen und nur minimale betriebliche Treibhausgasemissionen zulassen. Die Energie für 
Heizung und Kühlung soll vor Ort oder in der Nähe aus erneuerbaren oder kohlenstofffreien Quellen stammen, 
wie Solarthermie, Geothermie, Solar-Photovoltaik, Wärmepumpen, Wasserkraft oder Biomasseheizkessel bei 
Verbrennung vor Ort. Zudem müssen die NEB für die Nutzung von Solarenergie optimiert sein und über tech-
nische Systeme zur Überwachung und Steuerung der Raumluftqualität verfügen. 
 
Die Leitlinie fordert zudem eine neue Methode zur Berechnung des Energieverbrauchs, die künftig auch den 
Anteil erneuerbarer Energien einbezieht. Dafür wäre eine Verschärfung der Regelungen im deutschen Ge-
bäudeenergiegesetz (GEG) nötig. 
 
Laut der Leitlinie muss der Primärenergiebedarf mindestens zehn Prozent unter dem Niveau von Niedrigs-
tenergiegebäuden liegen – einem Standard, der seit 2021 für alle Neubauten in der EU vorgeschrieben ist. In 
Deutschland entsprechen vergleichbare Standards dem Passivhaus-Standard oder den KfW-Effizienzhäusern 
40 und 55. Die Neuregelung verschärft somit den bisher geltenden hohen Standard für Neubauten nochmals 
zusätzlich. Welche Auswirkungen die Verschärfung auf die Gebäudeförderung haben wird, ist bisher noch 
nicht bekannt. Vor dem Hintergrund, dass für gewöhnlich keine staatliche Förderung rechtlich bindender Stan-
dards und Normen gewährt werden, könnte die Implementierung des Nullemissionsgebäudestandards erheb-
liche Folgen für die Gebäudeförderung in Deutschland nach sich ziehen. 
 
Der Entwurf der Leitlinien kann angefordert werden bei: Frau Ute Stephan,  ute.stephan@saarland.ihk.de. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Verordnung zum EU-Rahmen für die Zertifizierung von dauerhaften CO₂-Entnahmen 
 
Der Rat der Europäischen Union hat eine Verordnung verabschiedet, die erstmals einen freiwilligen EU-weiten 
Zertifizierungsrahmen für dauerhafte CO₂-Entnahmen, kohlenstoffspeichernde Landbewirtschaftung und die 

CO₂-Speicherung in Produkten schafft. Ziel ist es, hochwertige Maßnahmen zur CO₂-Entnahme und zur Re-
duktion von Bodenemissionen zu fördern, um die Klimaneutralität bis 2050 zu unterstützen. 
 
Die Verordnung umfasst drei Hauptbereiche: dauerhafte CO₂-Entnahmen (z. B. DACCS), die Speicherung 

von CO₂ in langlebigen Produkten für mindestens 35 Jahre (z. B. holzbasierte Bauprodukte) und die kohlen-
stoffspeichernde Landbewirtschaftung (z. B. Wiederaufforstung oder Renaturierung von Mooren). 
 
Um zertifiziert zu werden, müssen Projekte 4 strenge und übergreifende Kriterien erfüllen: 

• sie müssen einen quantifizierten Nettonutzen der CO₂-Entnahme oder einen Nettonutzen der Verrin-
gerung von Bodenemissionen hervorbringen; 

https://www.dihk.de/resource/blob/117756/e09ed36769cb6f12c1e1ab9b43f8fb87/recht-nachhaltigkeit-und-umwelt-pilotprojekt-dihk-drsc-ergebnisse-data.pdf
mailto:ute.stephan@saarland.ihk.de


IHK-Umweltinfo Dezember 2024 25 

• sie müssen zusätzlich sein; d. h. sie gehen über die gesetzlichen Anforderungen auf Ebene eines 
einzelnen Betreibers hinaus und sie erfordern, dass der Anreizeffekt der Zertifizierung finanziell trag-
fähig wird; 

• sie müssen darauf abzielen, die langfristige Speicherung von CO₂ zu gewährleisten und gleichzeitig 

das Risiko der Freisetzung von CO₂ zu minimieren; 

• sie sollten die Umwelt nicht erheblich beeinträchtigen und sollten positive Nebeneffekte für eines oder 
mehrere Nachhaltigkeitsziele bewirken können. 

 
Ab 2028 wird ein EU-weites Register eingeführt, das die Rückverfolgbarkeit von zertifizierten Einheiten ge-
währleistet. 
 
Die Verordnung tritt 20 Tage nach Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft und gilt unmittelbar in allen Mitglied-
staaten. Sie bildet einen wichtigen Schritt zur Integration von CO₂-Entnahmen in die EU-Klimapolitik. 
 
Weitere Informationen können Sie der Website des EU-Rates entnehmen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Veröffentlichung von zwei EU-Berichten zum Thema Wasserstoff 
 
Beide Dokumente teilen die Einschätzung, die bereits vom Europäischen Rechnungshof geäußert wurde: Die 
EU wird ihr Ziel, 20 Millionen Tonnen (Mt) erneuerbaren Wasserstoff zu verbrauchen, nicht erreichen. Der 
aktuelle Verbrauch auf europäischer Ebene liegt bei 7,2 Mt, wobei 99,7 Prozent davon noch immer aus fossilen 
Energieträgern produziert werden. 
 
Der ACER-Bericht hebt insbesondere einen Rückgang des Wasserstoffverbrauchs für die Ammoniakproduk-
tion um 36 Prozent hervor, der durch den Anstieg der Erdgaspreise im Jahr 2022 verursacht wurde. In Europa 
wurden die Produktionen von Ammoniak und Methanol stark durch Werksschließungen und den Wettbewerb 
mit Importen beeinträchtigt, ohne dass es anschließend zu einer Erholung kam. 
 
Der Bericht von Hydrogen Europe analysiert verschiedene Szenarien. Selbst in einem Szenario mit verbes-
serten Marktbedingungen im Vergleich zur aktuellen Situation könnten die Projekte in Europa bis 2030 maxi-
mal 4,4 Mt erreichen – weit entfernt vom Ziel, 10 Mt erneuerbaren Wasserstoff bis 2030 zu produzieren. 
 
Laut Hydrogen Europe muss die Finanzierung durch die Mitgliedstaaten überdacht werden. Aktuell belaufen 
sich die nationalen Zusagen auf 37 Milliarden Euro, von denen 40 Prozent aus Deutschland und 27 Prozent 
aus den Niederlanden stammen. Die EU-Finanzierungsprogramme haben seit 2021 rund 5 Milliarden Euro 
bereitgestellt, hauptsächlich durch den Innovationsfonds und Horizon Europe. 
 
Hydrogen Europe betont außerdem die Bedeutung einer Überarbeitung des delegierten Rechtsakts RFNBO, 
insbesondere um die Regeln zur „Zusätzlichkeit“ zu verzögern und die Auktionsregelungen für Importe in die 
EU zu überarbeiten. Diese Forderung wird auch vom BMWK und der DIHK geteilt. 
 
Download der Berichte hier und hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Interessenbekundung für Projekte zur Nutzung, Produktion und/oder Vermarktung von erneuerbarem 
Wasserstoff im geplanten H2Med-Wasserstoffnetz 
 
Am 07. November 2024 hat eine Koalition von fünf Gasfernleitungsnetzbetreibern einen Aufruf zur Interessen-
bekundung gestartet, um die Bedürfnisse der zukünftigen Nutzer ihres geplanten H2Med-Wasserstoffnetzes 
zu ermitteln. 
 
Die Projektpartner möchten aktuelle Informationen über die Bedarfe des Marktes bi 2050 sammeln, zusätzlich 
zu den bereits erfolgten Abfragen. 
 
H2Med ist ein Korridor aus mehreren Wasserstoffpipelines, die von Portugal über Spanien und Frankreich 
nach Deutschland verlaufen und bis 2030 jährlich 2 Millionen Tonnen Wasserstoff transportieren sollen. 
 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/11/19/council-greenlights-eu-certification-framework-for-permanent-carbon-removals-carbon-farming-and-carbon-storage-in-products/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=3318
https://www.acer.europa.eu/news-and-events/news/acers-hydrogen-monitoring-report-foresees-europe-likely-miss-its-2030-renewable-hydrogen-targets
https://hydrogeneurope.eu/in-a-nutshell/reports/
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Die EU strebt bis 2030 eine jährliche Produktion von 10 Millionen Tonnen erneuerbarem Wasserstoff und den 
Import von weiteren 10 Millionen Tonnen an. Einige Beobachter, darunter der Rechnungshof der EU, halten 
dieses Ziel für unerreichbar. 
 
Weitere Informationen hier. 
 
 
EU-Luftqualitätsrichtlinie tritt in Kraft 
 
Die neue EU-Richtlinie über Luftqualität und saubere Luft für Europa ist am 20. November 2024 im Amtsblatt 
der EU veröffentlicht worden. Wesentliche Regelungen – darunter die neuen Grenzwerte – treten allerdings 
erst am 12. Dezember 2026 in Kraft. Bis dahin muss Deutschland die neue Richtlinie in nationales Recht 
umgesetzt haben. 
 
Wesentliche Neuerung der Richtlinienänderung sind neue und deutlich strengere Grenzwerte für nunmehr 11 
Luftschadstoffe. Ab dem 01. Januar 2030 müssen sie eingehalten werden. Unter bestimmten Voraussetzun-
gen können Mitgliedstaaten allerdings Fristverschiebungen bis 2040, 2037 oder 2035 beantragen. Werden die 
neuen Grenzwerte überschritten, müssen für die betroffenen Gebiete Luftqualitätspläne (bisher Luftreinhalte-
pläne) mit geeigneten Maßnahmen zur Grenzwerteinhaltung erstellt werden. 
 
Da die Grenzwerte der bisherigen Luftqualitätsrichtlinie nicht überall in Deutschland eingehalten wurden, er-
ließen einzelne Städte Fahrverbote für Diesel-Fahrzeuge. Das UBA erwartet im Jahr 2030 erneut Überschrei-
tungen der strengeren Grenzwerte an verkehrsnahen Messstandorten für Feinstaub und Stickstoffoxid. Bis 
2035 hält es die Einhaltung für möglich. Bei Feinstaub-PM2,5 sei dies allerdings eine "Herausforderung". 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Überarbeitete EU-Abwasserrichtlinie birgt zusätzliche Kosten für Hersteller 
 
Der Rat der Europäischen Union hat die finale Zustimmung am 05. November 2024 für eine überarbeitete EU-
Richtlinie zur Behandlung von kommunalem Abwasser gegeben. Die Richtlinie erweitert den Anwendungsbe-
reich, indem sie kleinere Siedlungsgebiete und zusätzliche Schadstoffe einschließt. Bestimmte Hersteller müs-
sen zusätzliche Kosten für die Reinigung mittragen. 
 
Die aktualisierte Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, Abwasser aus allen Siedlungsgebieten ab einer 
Größe von 1.000 Einwohnerwerten (EW) nach EU-Mindeststandards zu sammeln und zu behandeln – eine 
Absenkung der bisherigen Schwelle von 2.000 EW. Bis 2035 müssen diese Siedlungsgebiete über Kanalisa-
tionssysteme verfügen, die alle häuslichen Abwasserquellen erfassen. Die Richtlinie sieht auch die Entfernung 
von organisch-biologisch abbaubarem Material vor, bevor das Abwasser in die Umwelt gelangt. 
 
Um die Belastung durch Stickstoff, Phosphor und Mikroschadstoffe weiter zu verringern, fordert die Richtlinie 
eine sogenannte Dritt- und Viertbehandlung in größeren Abwasserbehandlungsanlagen. Ab 2039 müssen An-
lagen, die Abwasser für mindestens 150.000 Einwohnerwerte behandeln, Stickstoff und Phosphor entfernen. 
Bis 2045 sind sie verpflichtet, Mikroschadstoffe herauszufiltern. 
 
Die überarbeitete EU-Richtlinie bringt eine bedeutende Neuerung: Die Einführung eines Systems zur erwei-
terten Herstellerverantwortung. Hersteller von Arzneimitteln und Kosmetika werden künftig verpflichtet, für die 
Reinigungskosten von Mikroschadstoffen in kommunalem Abwasser aufzukommen. Nach dem Verursacher-
prinzip müssen diese Hersteller mindestens 80 Prozent der zusätzlichen Kosten für die sogenannte Viertbe-
handlung tragen – eine fortgeschrittene Stufe der Abwasseraufbereitung, die gezielt Mikroschadstoffe entfernt. 
 
Diese Neuregelungen führen zu erheblichen Mehrkosten für europäische Unternehmen in diesen Sektoren. 
Der deutsche Verband der Chemischen Industrie schätzt, dass allein die deutsche Pharma- und Kosmetik-
industrie jährlich mit zwei bis drei Milliarden Euro an Reinigungskosten belastet wird, hinzu kommen erhebliche 
Bürokratiekosten für die Erhebung der Abgaben. 
 
Die überarbeitete Richtlinie setzt auch ein Energieneutralitätsziel für größere Abwasserbehandlungsanlagen, 
die Abwasser für 10.000 EW oder mehr behandeln. Diese sollen bis 2045 in der Lage sein, ihren Energiebedarf 
durch selbst erzeugte erneuerbare Energie zu decken. Mit dieser Maßnahme strebt die EU eine Reduktion 
der Treibhausgasemissionen im kommunalen Abwassersektor an, einem der größten Energieverbraucher im 
öffentlichen Sektor. 
 

https://h2medproject.com/de/das-h2med-projekt/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024L2881&qid=1732277766306
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024L2881&qid=1732277766306
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_hgp_luftqualitaetsrichtlinie.pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/11/05/urban-wastewater-council-adopts-new-rules-for-more-efficient-treatment/
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Die Zustimmung des Rates war der letzte Schritt im Gesetzgebungsverfahren. Die Richtlinie wird nun im Amts-
blatt der EU veröffentlicht. Sie tritt am zwanzigsten Tag nach der Veröffentlichung in Kraft, und die EU-Mit-
gliedstaaten haben 31 Monate Zeit, die neuen Vorgaben in nationales Recht umzusetzen. 
 
Die überarbeiteten Vorschriften sind ein wesentlicher Bestandteil des Null-Schadstoff-Aktionsplans der EU. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
CLP-Verordnung in Kraft getreten 
 
Die jüngst verabschiedete Änderung der CLP-Verordnung wurde im Amtsblatt der EU veröffentlicht. Sie tritt 
20 Tage nach Verkündung, am 10. Dezember 2024, offiziell in Kraft. Die Verordnung enthält jedoch zahlreiche 
Übergangsbestimmungen bis 2026 bzw. 2027. 
 
Die Änderungen betreffen neue Einstufungsregeln, Anforderungen an digitale Kennzeichnung und Gestaltung 
von Etiketten und Werbung. 
 
Mit der CLP-Verordnung werden die bestehenden EU-Rechtsvorschriften aus dem Jahr 2008 aktualisiert, die 
Regeln für die Kennzeichnung von chemischen Stoffen präzisiert und an die verschiedenen Handelsformen 
angepasst (z. B. Online-Handel oder Verkauf von Großpackungen an Nachfüllstationen). Die Verordnung för-
dert auch die Kreislaufführung von chemischen Produkten, macht die Kennzeichnung (einschließlich der digi-
talen Kennzeichnung) klarer und leichter lesbar und gewährleistet ein höheres Schutzniveau gegen chemische 
Gefahren. 
 
Anpassung des Schutzes an die neuen Gefahren 

Die mit chemischen Produkten verbundenen Risiken erfordern spezifische Rechtsvorschriften für ihre Einstu-
fung, Kennzeichnung und Verpackung. Die CLP-Verordnung aus dem Jahr 2008 war unzureichend an das 
Auftreten neuer Gefahren (z. B. das Vorhandensein endokriner Disruptoren oder die lang anhaltende Wirkung 
bestimmter Stoffe), an neue Trends im digitalen Handel und in der Kreislaufwirtschaft (z. B. Online-Shopping 
oder Großeinkauf) sowie an die digitale Kennzeichnung angepasst. 
 
Die kürzlich verabschiedete Überarbeitung der CLP-Verordnung erleichtert die Berichterstattung über neue 
Gefahren im Zusammenhang mit chemischen Stoffen, die in Verkehr gebracht werden, und gibt der EU-Kom-
mission und den anderen Interessengruppen neue Befugnisse, um schädliche Stoffe einzustufen und ihre 
Identifizierung zu beschleunigen. Sie kodifiziert auch die Anforderungen an eine freiwillige digitale Kennzeich-
nung. Mit der neuen Verordnung werden besondere Vorschriften für die Abfüllstationen für chemische Erzeug-
nisse eingeführt. 
 
Die Verordnung gilt für alle Chemikalien in festem Zustand, obwohl es eine fünfjährige Ausnahmeregelung für 
Stoffe mit mehr als einem Bestandteil (MOCS) pflanzlichen Ursprungs gibt, die nicht chemisch verändert wur-
den. Nach Ablauf dieses Zeitraums kann die EU-Kommission auf der Grundlage der neuesten wissenschaftli-
chen Erkenntnisse neue Rechtsvorschriften vorschlagen. 
 
Den Verordnungstext im Amtsblatt finden Sie hier. 
 
Einen Überblick über die Änderungen fasst der CLP-Helpdesk hier zusammen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Statusbericht zum PFAS-Beschränkungsverfahren veröffentlicht 
 
Die EU-Chemikalienagentur (ECHA) und die zuständigen Behörden aus Dänemark, Deutschland, den Nieder-
landen, Norwegen und Schweden haben am 25. November 2024 einen aktuellen Bericht zum Fortschritt der 
geplanten Beschränkung von per- und polyfluorierten Alkylsubstanzen (PFAS) in Europa veröffentlicht. 
 
Die Behörden der dossiereinreichenden Mitgliedstaaten arbeiten weiterhin an der Auswertung von über 5.600 
Laut dem Bericht arbeiten die wissenschaftlichen Ausschüsse der ECHA für Risikobewertung (RAC) und so-
zioökonomische Analyse (SEAC) sowie die fünf Länder (sogenannte Dossier-Einreicher) weiterhin an der Aus-
wertung der mehr als 5.600 wissenschaftlichen und technischen Stellungnahmen, die während der Konsulta-
tion im Jahr 2023 eingegangen sind. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32024R2865&qid=1732278139952
https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/DE/Home/CLP-Revision/CLP-Revision
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Aufgrund des umfangreichen Feedbacks aus der Konsultation konnten nach dem Fortschrittsbereich weitere 
Anwendungsbereiche identifiziert werden, die im ursprünglichen Vorschlag nicht ausdrücklich genannt waren. 
Zu den expliziten neu berücksichtigten Anwendungen nennt der Fortschrittsbericht beispielhaft: 

• Abdichtungsanwendungen, 

• technische Textilien, 

• Druckanwendungen sowie 

• medizinische Anwendungen wie Verpackungen und Hilfsstoffe für Arzneimittel. 

• Auch Fluorpolymere als Untergruppe von PFAS werden nach dem Bericht besonders untersucht. 
 
Der Bericht deutet zudem erstmals an, dass neben einem vollständigen Verbot oder einem Verbot mit zeitlich 
begrenzten Ausnahmen weitere alternative Beschränkungsansätze geprüft würden. Diese Überlegungen 
seien besonders relevant für Anwendungsbereiche, bei denen ein Verbot unverhältnismäßige sozioökonomi-
sche Auswirkungen haben könnte. Genannt werden beispielshaft Batterien, Brennstoffzellen und Elektroly-
seure. 
 
Laut dem Bericht wird die Entwicklung der Gutachten der ECHA im Jahr 2025 weiter andauern. Dies umfasst 
ein finales Gutachten des RAC und einen Entwurf des SEAC-Gutachtens, die ursprünglich für Ende 2024 
angekündigt waren. Die Arbeiten der ECHA zu dem Beschränkungsvorschlag werden sich also voraussichtlich 
weiter verzögern. Die endgültige Entscheidung über die PFAS-Beschränkung liegt bei der Europäischen Kom-
mission, die dabei auch die Meinungen der EU-Mitgliedstaaten einbezieht. 
 
Der Statusbericht der ECHA kann hier eingesehen werden. Die deutsche Übersetzung findet sich auf dem 
REACH-CLP-Biozid-Helpdesk. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
REACH: EU-Kommission beschränkt Verwendungen von PFHxA 
 
Die EU-Kommission hat am 19. September 2024 die Beschränkung Unecafluorhexansäure („PFHxA“) und 
verwandten Stoffen in bestimmten Produkten beschlossen. Die Stoffe sind eine Untergruppe von per- und 
polyfluorierten Alkylsubstanzen (PFAS). 
 
Die beschlossene Verordnung erweitert den Anhang VII der REACH-Verordnung. Damit werden der Verkauf 
und die Verwendung von PFHxA in Textilien und Gemischen für die breite Öffentlichkeit, Lebensmittelverpa-
ckungen sowie Kosmetika verboten. 
 
Die PFHxA-Beschränkung tritt 20 Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt förmlich in Kraft. Sie wird je 
nach Verwendung nach Übergangszeiträumen zwischen 18 Monaten und 5 Jahren wirksam. Den offiziellen 
Verordnungstext finden Sie hier. Die Pressemeldung der EU-Kommission finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
REACH: Kandidatenliste um einen Stoff erweitert 
 
Im üblichen halbjährlichen Rhythmus hat die Europäische Chemikalienagentur ECHA die Liste der “Kandida-
tenstoffe” erweitert, aktuell im November 2024 “nur” um einen weiteren Stoff und zwar Triphenylphosphat (EG-
Nummer: 204-112-2, CAS-Nummer: 115-86-6). 
 
Er wurde neu aufgenommen aufgrund von endokrinen Disruptor-Eigenschaften. Verwendet wird er, soweit 
allgemein bekannt, als Flammenhemmer und Weichmacher in Kunststoffen, Hilfsstoffen und Dichtmitteln. 
 
Zuvor war im Sommer 2024 neu aufgenommen worden: Bis(α,α-dimethylbenzyl)peroxid (EG Nr.: 201-279-3, 
CAS Nr.: 80-43-3). 
 
Dieser wird primär als Flammschutzmittel verwendet, aber weist reproduktionstoxische Eigenschaften auf. 
 
Davor waren im Januar 2024 fünf weitere Stoffe bekannt gegeben worden. Es handelte sich um: 

https://echa.europa.eu/de/-/echa-and-five-european-countries-issue-progress-update-on-pfas-restriction
https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/SharedDocs/Meldungen/DE/REACH/2024-11-20-Statusbericht-PFAS
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32024R2462&qid=1726826968185
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_24_4763
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• 2,4,6-Tri-tert-butylphenol (EC-Nr. 211-989-5, CAS-Nr. 732-26-3, reproduktionstoxisch, persistent-bio-
akkumulierbar-toxisch): Verwendung z. B. zur Herstellung eines anderen Stoffes; Formulierung von 
Gemischen und in Kraftstoffprodukten. 

• 2-(2H-Benzotriazol-2-yl)-4-(1,1,3,3-tetramethylbutyl)phenol, (EC-Nr. 221-573-5, CAS-Nr. 3147-75-9, 
sehr persistent und sehr bioakkumulierend): Verwendung z. B. in Air-Care-Produkten, Beschichtungs-
produkten, Kleb- und Dichtstoffen, Schmiermitteln und Fetten, Poliermitteln und Wachsen sowie 
Wasch- und Reinigungsmitteln. 

• 2-(dimethylamino)-2-[(4-methylphenyl)methyl]-1-[4-(morpholin-4-yl)phenyl]butan-1-on (Handelsna-
men: Omnirad 379, Iragacure 379; EC-Nr. 438-340-0, CAS-Nr. 119344-86-4, reproduktionstoxisch): 
Verwendung z. B. in Tinten und Tonern und in Beschichtungsprodukten. 

• Bumetrizol (EC-Nr. 223-445-4, CAS-Nr. 3896-11-5, sehr persistent und sehr bioakkumulierend): Ver-
wendung z. B. in Beschichtungsprodukten, Klebstoffen und Dichtungsmitteln sowie Wasch- und Rei-
nigungsmitteln. 

• Oligomerisations- and Alkylreaktionsprodukte von 2-Phenylpropan and Phenol (EC-Nr. 700-960-7, 
sehr persistent und sehr bioakkumulierend): Verwendung z. B. als Kleb- und Dichtstoffe, Beschich-
tungsprodukte, Füllstoffe, Spachtelmassen, Putze, Modelliermasse, Tinten und Toner sowie Poly-
mere. 

 
Zuvor war die Kandidatenliste Mitte 2023 um folgende zwei Stoffe ergänzt worden: 

• Diphenyl(2,4,6-trimethylbenzoyl)phosphinoxid (EC Nr.:278-355-8, CAS-Nr.:75980-60-8, reprodukti-
onstoxisch): Verwendung z. B. als Photoinitiator in Tinten, Tonern und Polymeren und 

• Bis(4-chlorphenyl)sulphon (EC Nr.: 201-247-9, CAS Nr.: 80-07-9, sehr persistent und sehr bioakku-
mulierend): Verwendung z. B. zur Herstellung von temperaturbeständigen Polymeren wie PES oder 
Polysulfon. 

 
Die hier auf der ECHA-Homepage zu findende Kandidatenliste umfasst nun insgesamt 242 SVHC-Einträge 
(substances of very high concern). Die besagten Stoffe „kandidieren“ für eine Aufnahme in Anhang XIV der 
REACH-Verordnung, was langfristig eine Zulassungspflicht bedeuten könnte. Kurzfristig entsteht mit der Be-
kanntgabe die Pflicht zur Weitergabe von Informationen längs der Lieferkette an gewerbliche Kunden, sofern 
mehr als 0,1 Prozent eines Kandidatenstoffs im gelieferten Erzeugnis enthalten ist. 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
POP-Verordnung: Zwei Ergänzungen der POP-Verordnung veröffentlicht 
 
Im EU-Amtsblatt vom 27. September 2024 wurden zwei Änderungen der Verordnung über persistente organi-
sche Schadstoffe EU 2019/1021 („POP-Verordnung“) verkündet. Sie treten jeweils am 17. Oktober 2024 in 
Kraft. 
 
Mit der delegierten EU-Verordnung 2024/2570 wird der Stoff Methoxychlor in die Verordnung aufgenommen, 
entsprechend der Änderung des Stockholm-Übereinkommens von 2023. „Methoxychlor“ bezieht sich auf jedes 
mögliche Isomer von Dimethoxydiphenyltrichlorethan oder einer Kombination daraus. Der zulässige Grenz-
wert für Spuren an Verunreinigungen wird auf den sehr niedrigen Wert von 0,01 mg/kg festgelegt. De facto 
darf Methoxychlor in Stoffen, Gemischen und Erzeugnissen, die ab dem 17.1 Oktober 2024 erstmals in Ver-
kehr gebracht werden, nicht mehr enthalten sein. 
 
Zeitgleich wurde die delegierte EU-Verordnung 2024/2555 verkündet, mit der der bestehende Grenzwert für 
Hexabromcyclodedecan (HBCDD) teilweise um ein Viertel (d. h. von 100 mg/kg auf 75 mg/kg) verringert wird. 
Nummer 1 des drei Nummern umfassenden Eintrags lautet damit neu wie folgt: 
 
„Für die Zwecke dieses Eintrags gilt Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b für Konzentrationen von Hexabromcyclo-
dodecan von höchstens 75 mg/kg (0,0075 Gew.-Prozent), wenn Hexabromcyclododecan in Stoffen, Gemi-
schen, Erzeugnissen oder als Bestandteil der mit Flammschutzmittel behandelten Erzeugnisse vorhanden ist. 
 
Für die Verwendung von recyceltem Polystyrol bei der Herstellung von EPS- und XPS-Isoliermaterial zur Ver-
wendung im Hoch- und Tiefbau gilt Buchstabe b für Konzentrationen von Hexabromcyclododecan von höchs-
tens 100 mg/kg (0,01 Gew.-Prozent). 
 

https://echa.europa.eu/de/candidate-list-table
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202402570
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202402555
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Die hier unter Nummer 1 festgelegten Ausnahmen werden von der EU-Kommission bis zum 01. Januar 2026 
überprüft und bewertet.“ 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
F-Gase: Reglementierung von fluorhaltigen Gasen 
 
Zu der novellierten EU-Verordnung über fluorierte Treibhausgase (vgl. auf dieser Homepage hier) hat das 
Umweltbundesamt seine Fragen und Antworten überarbeitet und neu veröffentlicht. Die FAQ sind in Kapitel 
unterteilt und werden voraussichtlich fortlaufend ergänzt: Häufig gestellte Fragen zur neuen F-Gas-Verord-
nung | Umweltbundesamt). 
 
Außerdem wurden am 09. September 2024 im EU-Amtsblatt drei Durchführungsverordnungen verkündet, die 
jeweils am 29. September 2024 in Kraft treten und die jeweiligen Vorläuferverordnungen aus 2015 ersetzen: 

• Verordnung 2024/2215 bzgl. Zertifikaten: Durchführungsverordnung - EU - 2024/2215 - DE - EUR-Lex 
(europa.eu) 

• Verordnung 2024/2195 bzgl. Berichtsformaten: Durchführungsverordnung - EU - 2024/2195 - DE - 
EUR-Lex (europa.eu) 

• Verordnung 2024/2174 bzgl. Kennzeichnung bestimmter F-Gas-haltiger Produkte, die erst ab  
01. Januar 2025 gilt: Durchführungsverordnung - EU - 2024/2174 - DE - EUR-Lex (europa.eu) 

 
Die erstgenannte Verordnung zu Zertifizierungsanforderungen gilt neu auch für Einrichtungen (wie z. B. Wär-
mepumpen), die mit Ammoniak, Kohlendioxid oder Kohlenwasserstoffen wie Propan betrieben werden! Die 
bisherigen Kategorien I, II, III und IV werden auch deshalb durch neue Kategorien A1, A2, B, C, D und E 
ersetzt. Details dazu werden in der in Arbeit befindlichen Novelle der deutschen Chemikalienklimaschutzver-
ordnung festgelegt werden. 
 
Vgl. dazu hier auf der Homepage der Landesinnung Kälte-Klima-Technik. 
 
Die dort genannte Frist bis März 2029 wurde in der neuen F-Gas-Verordnung (Link zur neuen Verordnung 
2024/573 im EU-Amtsblatt vom 20. Februar 2024) in deren Artikel 10 Abs. 9 festgelegt, der wie folgt lautet: 
 
„Bestehende Zertifikate und Ausbildungsbescheinigungen, die gemäß der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 aus-
gestellt wurden, bleiben unter den Bedingungen, unter denen sie ursprünglich ausgestellt wurden, gültig. 
 
Spätestens am 12. März 2027 haben die Mitgliedstaaten sichergestellt, dass zertifizierte natürliche Personen 
mindestens alle sieben Jahre zur Teilnahme an Auffrischungskursen oder zum Abschluss eines in Absatz 3 
genannten Bewertungsverfahrens verpflichtet werden. 
 
Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass natürliche Personen, die im Besitz eines Zertifikats oder einer 
Ausbildungsbescheinigung gemäß der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 sind, spätestens am 12. März 2029 
erstmals an solchen Auffrischungskursen teilnehmen oder solche Bewertungsverfahren abschließen.“ 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
F-Gase: Neue Durchführungsverordnung zur Registrierung im F-Gas-Portal 
 
Aufgrund der novellierten EU-Verordnung über fluorierte Treibhausgase (vgl. hier im EU-Amtsblatt vom 20. 
Februar 2024) müssen sich mehr Unternehmen als bisher im F-Gas-Portal der EU registrieren. Die zugehörige 
Durchführungsverordnung wurde nun ebenfalls novelliert. 

• Wo findet man das F-Gas-Portal? 

• Welche Unternehmen müssen sich registrieren? 

 
Die neue „Durchführungsverordnung (EU) 2024/2473 vom 19. September 2024 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EU) 2024/573 hinsichtlich der Registrierung im F-Gas-Portal und zur Aufhebung der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/661“ wurde am 20. September 2024 hier im EU-Amtsblatt veröffentlicht. 

https://www.ihk.de/freiburg/innovation/energie/klimaschutz/neue-eu-verordnungen-f-gase-und-ozon-6068678
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/fluorierte-treibhausgase-fckw/rechtliche-regelungen/haeufig-gestellte-fragen-zur-neuen-f-gas-verordnung
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/fluorierte-treibhausgase-fckw/rechtliche-regelungen/haeufig-gestellte-fragen-zur-neuen-f-gas-verordnung
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202402215
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202402215
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202402195
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202402195
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202402174
https://www.landesinnung-kaelte-klima.de/fragen-aus-der-praxis/details?tx_ttnews%5Btt_news%5D=3007&cHash=99080b4f36b32a6e96ad5ce7e4d5c75c
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202400573
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202400573
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202400573
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/chemikalien/chemikalien-klimaschutzverordnung/neue-durchfuehrungsverordnung-zur-registrierung-im-f-gas-portal-6276236#titleInText0
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/chemikalien/chemikalien-klimaschutzverordnung/neue-durchfuehrungsverordnung-zur-registrierung-im-f-gas-portal-6276236#titleInText1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202402473
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Sie gilt ab 10. Oktober 2024. Bereits bestehende Registrierungen müssen allein deshalb nicht angepasst wer-
den. 
 
Wo findet man das F-Gas-Portal? 

Das offizielle F-Gas-Portal der EU ist auf dieser EU-Seite zu finden. 
Eine gute Übersicht über die mit F-Gasen verbundenen Pflichten veröffentlicht die EU hier. 
 
Welche Unternehmen müssen sich registrieren? 

Neu betroffen sind einige zusätzliche Gase sowie generell Erzeugnisse und Einrichtungen, die fluorierte Treib-
hausgase enthalten. Artikel 20 Abs. 4 der EU-Verordnung 2024/573 listet alle betroffenen Unternehmen wie 
folgt auf, wichtig sind insbesondere die Punkte a) und e): 
Unternehmen müssen über eine gültige Registrierung im F-Gas-Portal verfügen, bevor sie eine der folgenden 
Tätigkeiten ausführen: 

• Ein- oder Ausfuhr von fluorierten Treibhausgasen sowie Erzeugnissen und Einrichtungen, die fluo-
rierte Treibhausgase enthalten, außer im Falle der vorübergehenden Verwahrung im Sinne des Arti-
kels 5 Nummer 17 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013; 

• Einreichung einer Anmeldung gemäß Artikel 17 Absatz 3; 

• Erhalt einer Quotenzuweisung für das Inverkehrbringen von teilfluorierten Kohlenwasserstoffen ge-
mäß Artikel 17 Absatz 4 oder Abgabe bzw. Annahme von Quotenübertragungen gemäß Artikel 21 
Absatz 1 oder Erteilung bzw. Erhalt einer Genehmigung zur Nutzung von Quoten gemäß Artikel 21 
Absatz 2 oder Übertragung dieser Genehmigung zur Nutzung von Quoten gemäß Artikel 21 Absatz 3; 

• Lieferung oder Entgegennahme teilfluorierter Kohlenwasserstoffe für die in Artikel 16 Absatz 2 Buch-
staben a bis e genannten Zwecke; 

• Durchführung aller anderen Tätigkeiten, über die gemäß Artikel 26 Bericht zu erstatten ist; 

• Erhalt von Produktionsrechten gemäß Artikel 14 und Abgabe bzw. Annahme einer Übertragung und 
Genehmigung von Produktionsrechten gemäß Artikel 15; 

• Überprüfung der in Artikel 19 Absatz 3 und Artikel 26 Absatz 8 genannten Berichte. 
 
Die Registrierung im F-Gas-Portal ist erst nach der Validierung durch die EU-Kommission gültig und gilt, so-
lange diese sie nicht aussetzt oder widerruft oder das Unternehmen sie nicht zurückzieht.” 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
 
DIHK aktualisiert Broschüre "Umgang mit Verpackungen in Europa" 
Die wichtigsten Regelungen für 27 Länder auf einen Blick 
 
Bagatellgrenzen, Meldepflichten, Recyclingquoten: Wie die EU-Mitgliedstaaten die novellierte EU-Verpa-
ckungsrichtlinie umgesetzt haben und was in weiteren europäischen Ländern gilt, beschreibt die Deutsche 
Industrie- und Handelskammer (DIHK) in einer jüngst überarbeiteten Veröffentlichung. 
 
Auch wenn die Mitte 2018 in Kraft getretene EU-Richtlinie zu zahlreichen gesetzlichen Anpassungen geführt 
hat, sind die nationalen Regelungen zum Umgang mit Verpackungen nach wie vor sehr unterschiedlich. Un-
ternehmen, die auf dem europäischen Binnenmarkt verpackte Waren in den Verkehr bringen, müssen die 
Anforderungen des jeweiligen Landes beachten – das gilt auch für Exporte in europäische Drittstaaten. 
 
Bonus-Malus-Modelle, Pfand und mehr 

So plant etwa Dänemark, 2025 ein sogenanntes Bonus-Malus-Modell einzuführen. Dann werden wiederver-
wend- oder recycelbare Verpackungen mit geringeren Abfallkosten belegt, Verpackungen, die zur Verbren-
nung vorgesehen sind, dagegen mit Strafgebühren. Österreich führt ebenfalls 2025 ein Einwegpfandsystem 
ein: Ab dem 1. Januar wird für Einweggetränkeverpackungen aus Kunststoff und Metall mit einem Volumen 

https://climate.ec.europa.eu/eu-action/fluorinated-greenhouse-gases/f-gas-portal_en
https://climate.ec.europa.eu/eu-action/fluorinated-greenhouse-gases/stakeholder-obligations/f-gases-equipment-and-products_en?prefLang=de&etrans=de
https://www.ihk.de/freiburg/innovation/energie/klimaschutz/f-gas-portal-und-f-gas-pflichten-6265390
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von 0,1 bis maximal 3 Liter ein Pfand in Höhe von 25 Cent fällig. Ausgenommen sind Milchverpackungen und 
Tetrapaks. 
 
All diese und weitere Details hat die DIHK in ihrer jetzt aktualisierten Übersicht "Umgang mit Verpackungen in 
Europa" zusammengestellt. Auf nunmehr 65 Seiten erfahren die Leserinnen und Leser für 27 europäische 
Länder, wer den verpackungsrechtlichen Bestimmungen unterliegt, welche Verpackungen in den Anwen-
dungsbereich fallen oder welche Kennzeichnungspflichten und Sonderregelungen bestehen. 
 
Weitere Änderungen möglich 

Um die EU-weit unterschiedlichen Regelungen zu harmonisieren, hat die Europäische Kommission Ende 2022 
einen Vorschlag für eine neue Verpackungsverordnung veröffentlicht. Bis diese Regelungen beschlossen sind 
und in Kraft treten, kann jedoch noch über ein Jahr vergehen. Bis dahin können sich auch innerhalb der Länder 
die Sachverhalte immer wieder ändern. 
 
Die Publikation gibt den Status quo von Juli 2024 wieder. Sie steht hier zum Download bereit. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Unternehmensbefragung für die Neuauflage des „GreenTech-Atlas“ 
 
In Vorbereitung auf die Neuauflage des GreenTech-Atlas, veröffentlicht durch das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) und das Umweltbundesamt (UBA), lädt 
die Prognos AG herzlich zur Teilnahme an einer Unternehmensbefragung ein. 
 
Der GreenTech-Atlas untersucht die ökonomische Bedeutung des Querschnittssektors für Umwelttechnolo-
gien und -dienstleistungen auf der Grundlage öffentlicher Statistiken. Dazu bereitet er aktuelle Informationen 
zu Technologien, Marktgrößen und Wachstumserwartungen in verschiedenen Leitmärkten der Branche auf. 
Zusätzlich wird eine Unternehmensbefragung durchgeführt. Ziel dieser Umfrage ist es, ein umfassendes Stim-
mungsbild der Branche zu erhalten, wichtige Trends im Bereich GreenTech zu identifizieren und potenzielle 
Handlungsbedarfe der Politik zu erkennen. 
 
Ihre Teilnahme wird maßgeblich dazu beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen GreenTech-Branche 
zu stärken. 
 
Zum Fragebogen: Unternehmensbefragung für den GreenTech-Atlas 2025 (prognos.com) 
 
Die letzte Ausgabe des GreenTech-Atlas erschien im Jahr 2021. Download hier. 
 
 
Leitfaden für Unternehmen zur Umsetzung der Biodiversitätsberichterstattung 
 
Die Umweltstiftung Michael Otto schließt ihr Projekt zur CSRD ab und veröffentlicht den Leitfaden: „Naturbe-
zogene Abhängigkeiten und Chancen verstehen – Die Wesentlichkeitsanalyse als strategisches Instrument“. 
 
In einem 12-monatigen Projekt, das in Zusammenarbeit mit insgesamt 37 Partnern aus Wissenschaft, Natur-
schutz, Wirtschaft und Wirtschaftsprüfung realisiert wurde, entstand ein Leitfaden, der eine effiziente und prak-
tikable Durchführung der Wesentlichkeitsanalyse in Bezug auf Biodiversität und Ökosysteme gemäß der 
CSRD ermöglicht. In dem Dialogprozess wurde mit Unternehmen wie BASF, Evonik, Hipp, ZINQ und OBI eine 
„best practice“ für eine ambitionierte Wesentlichkeitsanalyse entwickelt. 
 
Eine wichtige Erkenntnis ist, dass Unternehmen Biodiversität und Naturleistungen in ihre strategischen Ent-
scheidungen und ihr Risikomanagement integrieren sollten. Dies bietet nicht nur ökologische Vorteile, sondern 
stärkt auch den langfristigen wirtschaftlichen Erfolg. Der Leitfaden empfiehlt den Einsatz spezifischer Tools, 
um Unternehmen bei der Erfüllung der CSRD-Anforderungen in Bezug auf Biodiversität und Nachhaltigkeit zu 
unterstützen. 
 
„Die Wesentlichkeitsanalyse ist entscheidend, um die Interaktionen eines Unternehmens mit der Natur zu er-
fassen. Nur was als wesentlich festgelegt wird, kann transparent gemacht und gezielt adressiert werden. Der 
Leitfaden der Umweltstiftung Michael Otto bietet Unternehmen eine klare, praxisorientierte Anleitung, um den 
ESRS E4-Standard effizient und wirkungsvoll umzusetzen,“ so Tobias Maximilian Wildner, Experte für 
Sustainable Finance & Regulation beim Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ). 

https://www.dihk.de/resource/blob/33922/298df8c0d57d4a40c90eda074d90d93b/klima-dihk-broschuere-verpackungen-in-europa-data.pdf
https://befragungen.prognos.com/index.php/159784?lang=de
https://www.rolandberger.com/publications/publication_pdf/roland_berger_greentech_atlas_2.pdf
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Zu den Mitunterzeichnern des Leitfadens gehören unter anderem BDO, Deloitte, KPMG, NABU, PwC, Systain, 
UFZ und WWF. Die DIHK Service GmbH war als Netzwerkpartner mit an Bord. 
 
Der Leitfaden kann hier heruntergeladen werden und hier gibt es weitere Informationen zum Projekt. 
 
 
Marktoffensive Erneuerbare Energien - Neues Video mit den wichtigsten Fakten rund um Power Purch-
ase Agreements (PPAs) 
 
Im gemeinsamen Video der DIHK und der Marktoffensive Erneuerbare Energien wird erklärt, was unter Power 
Purchase Agreements zu verstehen ist und welche Vorteile die verschiedenen PPA-Varianten mit sich bringen. 
 
Und darum geht es: Unternehmen können mithilfe von PPAs langfristig saubere Energie beziehen, wobei sie 
Strompreis und Lieferzeiträume flexibel an ihre Bedürfnisse anpassen und sich gegen Preisschwankungen 
am Energiemarkt absichern können. Dabei stehen mehrere Modelle von PPAs zur Auswahl, die unterschied-
liche Vorteile bieten: 

• Beim "On-Site PPA" wird der Strom direkt am Standort des Abnehmers erzeugt und nicht über das 
öffentliche Netz geleitet. 

• Im Gegensatz dazu erfolgt die Stromerzeugung beim "Off-Site PPA" an einem anderen Standort, was 
eine flexible Wahl des Erzeugungsortes erlaubt. 

• Eine weitere Möglichkeit stellt das "Sleeved PPA" dar, bei dem der Strom von einem Dienstleister 
geliefert wird, der die Verbindung zwischen dem Erzeuger und dem Abnehmer herstellt. Dieses Kon-
zept bietet zusätzliche Flexibilität und erleichtert den Zugang zu grünem Strom, ohne dass der Abneh-
mer selbst in die Infrastruktur investieren muss. 

 
Diese Modelle und Vorteile zeigt der neue Erklärfilm "Grüner Strom mit PPA", den die DIHK in Zusammenar-
beit mit der Marktoffensive Erneuerbare Energien erstellt hat. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Klimaschutzverträge: Erste 15 Verträge wurden abgeschlossen 
 
Am 15.Oktober 2024 wurden die ersten Klimaschutzverträge abgeschlossen. Hier die wichtigsten Daten: 

• Im ersten Gebotsverfahren wurden 20 Förderanträge gestellt. 17 Unternehmen haben ein Gebot ab-
gegeben, mit 15 wurde ein Klimaschutzvertrag abschlossen. 

• Die Gesamtfördersumme beträgt 2,8 Mrd. Euro. Pro Unternehmen ergibt sich daraus eine durch-
schnittliche Fördersumme von 187 Mio. Euro. 

• Die Gesamteinsparsumme bei den CO2-Äquivalenten beträgt 17 Mio. Tonnen. Daraus ergibt sich eine 
Fördersumme von 165 Euro pro eingesparte Tonne CO2. Die durchschnittliche Fördersumme im EEW-
Programm betrug im letzten Förderzeitraum 53 Euro. Der CO2-Preis im Emissionshandel betrug am 
02. Dezember 2024 knapp 70 Euro. 

 
Die Pressemitteilung des BMWK mit weiteren Links finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Energieverbrauch fällt 2024 auf neuen Tiefststand 
 
Der Energieverbrauch in Deutschland wird 2024 voraussichtlich auf ein neues Rekordtief fallen. Das berichtet 
aktuell die Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen (AG Energiebilanzen). 
 
Erste Jahresprognose der AG Energiebilanzen / Energiemix ohne Kernkraft 

Die AG Energiebilanzen rechnet mit einem Rückgang des Verbrauchs um etwa 1,7 Prozent auf 10.453 
Petajoule (PJ) oder 356,7 Millionen Tonnen Steinkohleneinheiten (Mio. t SKE) gegenüber dem Vorjahr. Damit 
läge der Energieverbrauch in Deutschland aktuell um knapp 30 Prozent unter dem bisherigen Höchststand 
des Jahres 1990, als 14.905 PJ erreicht wurden. Die von der AG Energiebilanzen erstellte Jahresprognose 

https://cdn.prod.website-files.com/63f8dbc6d226549adca272bb/6718c97d1bbcc12deb54d86e_241023_UMO_CSRD-Leitfaden.pdf
https://www.umweltstiftungmichaelotto.de/dialoge/csrd-reporting
https://www.youtube.com/watch?v=PZ57B2bNi_Q
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/10/20241015-habeck-uebergibt-erste-klimaschutzvertraege.html
https://ag-energiebilanzen.de/energieverbrauch-faellt-2024-auf-neuen-tiefststand/
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basiert auf den vorliegenden Daten des laufenden Jahres und zeichnet sich für gewöhnlich durch eine hohe 
Genauigkeit aus. 
 
Der Energieverbrauch in Deutschland wird sowohl von verbrauchssteigernden Faktoren wie auch von ver-
brauchssenkenden Entwicklungen bestimmt. Einen wesentlichen Anteil am Rückgang des Energieverbrauchs 
in diesem Jahr hat die stagnierende Konjunktur. Deutliche Rückgänge der Produktion im produzierenden und 
verarbeitenden Gewerbe konnten durch den zuletzt wieder ansteigenden Energiebedarf in den besonders 
energieintensiven Industriezweigen nicht ausgeglichen werden. 
 
Einsparungen beim Verbrauch von Primärenergien ergeben sich auch durch statistische Effekte im Zuge des 
Ausstiegs aus der Kernenergie und der Verdrängung von fossilen Energien durch Erneuerbare in der Strom-
erzeugung, da bei der Nutzung erneuerbarer Energien keine Umwandlungsverluste in Anrechnung gebracht 
werden. 
 
Verbrauchssteigernde Effekte auf den Energieverbrauch gingen 2024 von der weiter zunehmenden Bevölke-
rung sowie einer weiteren Abnahme des Energiepreisniveaus aus. Eine Zunahme des Energieverbrauchs war 
auch mit dem diesjährigen Schalttag verbunden. Insgesamt haben die verbrauchsreduzierenden Einflüsse die 
verbrauchssteigernden Effekte deutlich überstiegen, sodass sich der Energieverbrauch insgesamt weiter ver-
ringerte. 
 
Die Entwicklung in den ersten drei Quartalen 

Der Energieverbrauch in Deutschland ist bereits in den ersten neun Monaten des laufenden Jahres im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum weiter gesunken. Nach vorläufigen Berechnungen der Arbeitsgemeinschaft 
Energiebilanzen (AG Energiebilanzen) erreichte der inländische Primärenergieverbrauch in den ersten drei 
Quartalen eine Höhe von 7.538 PJ beziehungsweise 257,2 Mio. t SKE. Das waren 2,6 Prozent weniger als im 
selben Zeitraum des Vorjahres. Zuwächsen beim Erdgas und den Erneuerbaren standen Rückgänge bei Koh-
len und Mineralöl gegenüber. Damit kam es zu einer überproportionalen Reduktion der Kohlenstoffintensität 
in der inländischen Energieversorgung. 
 
In den ersten neun Monaten des Jahres 2024 wurden 19,6 Mrd. kWh (70,6 PJ) mehr Strom aus dem Ausland 
bezogen als umgekehrt aus Deutschland ins Ausland flossen. Der aktuelle Importüberschuss ist ein Zeichen 
für einen funktionierenden europäischen Binnenmarkt. Höhere Stromimporte bedeuten weder eine Abhängig-
keit vom europäischen Ausland, noch weisen sie auf inländische Knappheiten hin. 
 
Der Beitrag der erneuerbaren Energien lag in den ersten drei Quartalen 2024 insgesamt um 2,6 Prozent höher 
als im Vorjahreszeitraum. Diese Entwicklung beruht insbesondere auf einer Zunahme der Stromproduktion 
aus Wasserkraft, Photovoltaik sowie der Windenergie. Insgesamt stieg der Einsatz von erneuerbaren Energien 
zur Stromerzeugung um 7,4 Prozent. Bedingt durch die wärmere Witterung verringerte sich der Einsatz erneu-
erbarer Energien in der Wärmeerzeugung um etwa 5 Prozent. 
 
Die deutlich erkennbaren Veränderungen in der Struktur des Energieverbrauchs, insbesondere der weitere 
Rückgang des Verbrauchs von Kohlen, haben nach Einschätzung der AG Energiebilanzen nach Ablauf von 
drei Quartalen zu einer Einsparung der energiebedingten CO2-Emissionen von knapp 20 Millionen Tonnen 
(Mio. t) geführt, das entspricht einer Reduktion um 4,5 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Für das 
Gesamtjahr rechnet die AG Energiebilanzen mit einem Rückgang um 3,3 Prozent. 
 
Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
 
 
Bericht der IEA: Die weltweite Nachfrage nach Gas steigt 
 
Ein Bericht der Internationalen Energieagentur (IEA) zeigt, dass die globale Gasnachfrage im Jahr 2024 und 
2025 zu einem neuen Höchststand ansteigen wird. 
 
Ein Bericht der Internationalen Energieagentur (IEA) zeigt, dass die internationale Nachfrage nach Gas steigt, 
im Vergleich zu den vergangenen beiden Jahren. Demnach soll der Verbrauch für das ganze Jahr 2024 um 
mehr als 2,5 Prozent ansteigen. Auf die Region Asien-Pazifik werden voraussichtlich fast 45 Prozent der zu-
sätzlichen weltweiten Gasnachfrage entfallen. Grund hierfür sind vor allem die stark wachsenden Märkte in 
Asien. Die Erholung der europäischen Industriegasnachfrage trägt ebenfalls dazu bei. Die wachsende Gas-
nachfrage in diesem und den nächsten Jahren ist ein Spiegelbild der langsamen Erholung nach der Energie-
krise. Im Folgejahr 2025 soll die internationale Nachfrage erneut um 2,3 Prozent ansteigen. 
 

https://ag-energiebilanzen.de/
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Russische Gastransporte 

Der Transitvertrag, über den weiterhin russisches Gas nach Europa fließt, läuft Ende des Jahres aus. Ab 
Januar 2025 wird in der Prognose keine russische Gaslieferung durch die Ukraine nach Europa mehr ange-
nommen. Dies könnte die Abhängigkeit Europas von LNG-Importen erhöhen und das globale Gasgleichge-
wicht weiter belasten. 
 
Bedeutung von LNG 

Gleichzeitig bleiben neue Gasversorgungen limitiert durch einen langsamen Ausbau von LNG-Produktion und 
geopolitische Anspannungen, welche zur Preisvolatilität beitragen. Die weltweite LNG-Produktion blieb in den 
ersten drei Quartalen 2024 schwach und wuchs lediglich um 2 Prozent, weit unter dem Durchschnittswert von 
8 Prozent zwischen 2016 und 2020. Verzögerungen bei Projekten und Probleme bei der Gaszufuhr belasteten 
die Produktion. Für das Gesamtjahr 2024 wird ein langsames Wachstum von 2 Prozent erwartet. 
 
Dennoch bleibt die Rolle von LNG weiterhin wichtig für die Versorgungssicherheit. Wenn der russische Gas-
transit ausläuft, erfordert dies deutlich höhere LNG-Importe nach Europa. Das Wachstum des LNG-Angebots 
soll laut dem Bericht im Jahr 2025 auf 6 Prozent ansteigen. 
 
Zudem zeigt sich ein Trend bei den LNG-Verträgen hinzu langfristigen und ortsgebundenen Verträgen. Diese 
bieten Stabilität und einen Schutz vor kurzfristigen Preisschwankungen. Die Vertragsaktivität hat sich in Rich-
tung langfristiger Abkommen verschoben, wobei 85 Prozent der abgeschlossenen Verträge seit 2023 eine 
Laufzeit von mindestens zehn Jahren haben. Verträge mit einem festen Zielort machen 70 Prozent der seit 
2023 getroffenen Übereinkommen aus. Der Gasversorgungsschock von 2022/23 und die daraus resultierende 
Volatilität haben sowohl Käufer als auch Verkäufer an die Bedeutung langfristiger Verträge erinnert, um eine 
stabile Versorgung zu sichern und kurzfristige Preisschwankungen zu reduzieren. 
 
Den Link zur vollständigen Studie finden Sie hier. 
 
 
Wasserstoff-Bericht der Internationalen Energieagentur (IEA) 2004 
 
Die Zahl der Projekte mit finalen Investitionsentscheidungen hat sich in den letzten zwölf Monaten verdoppelt, 
was die globale Produktion bis 2030 verfünffachen könnte. Die Elektrolyseurkapazität liegt nun bei 20 Giga-
watt, und die potenzielle Produktion könnte bis 2030 50 Millionen Tonnen pro Jahr erreichen, erfordert jedoch 
ein außergewöhnliches Wachstum von über 90 Prozent pro Jahr. Dies wäre beispielsweise deutlich über dem 
Wachstum, das die Solar-PV während ihrer schnellsten Expansionsphasen verzeichnete. 
 
Von den mehr als sechs Gigawatt Elektrolyseurkapazität, für die im vergangenen Jahr eine endgültige Inves-
titionsentscheidung getroffen wurde, entfallen mehr als 40 Prozent auf China. 
 
Trotz neuer Projektankündigungen bleibt die installierte Kapazität für Elektrolyseure und emissionsarme Was-
serstoffmengen jedoch niedrig, da die Entwickler auf Klarheit hinsichtlich der staatlichen Unterstützung warten 
würden, bevor sie Investitionen tätigen. 
 
Der Bericht hebt eine Lücke zwischen den staatlichen Produktionszielen und der Nachfrage hervor. Die von 
Regierungen weltweit festgelegten Produktionsziele belaufen sich bis 2030 auf bis zu 43 Millionen Tonnen pro 
Jahr, die Nachfrageziele belaufen sich jedoch nur auf etwas mehr als ein Viertel davon, nämlich auf elf Millio-
nen Tonnen bis 2030. 
 
Weitere Informationen hier. 
 
 
Neue Studie des IEEFA (Institue for Energy Economics and Financial Analysis) über CCS 
 
Laut einem Bericht des Instituts für Energiewirtschaft und Finanzanalyse (IEEFA) könnte die Umsetzung von 
Projekten zur CO2-Speicherung (CCS) in Europa in den kommenden Jahren erhebliche staatliche Subventio-
nen erfordern. Insgesamt könnten bis zu 140 Milliarden Euro an Steuergeldern benötigt werden, um diese 
Projekte zu realisieren. Drei Viertel der Kosten ließen sich durch reduzierte Zahlungen für den Emissionshan-
del decken, der Rest müsste durch den Staat finanziert werden. 
 
Alle CCS-Projekte in der EU und in Großbritannien zielen darauf ab, bis 2050 jährlich 554 Millionen Tonnen 
CO2 zu speichern - etwa 13 Prozent der gesamten EU-Emissionen im Jahr 2022 und fast ein Viertel der 

https://iea.blob.core.windows.net/assets/fa115714-f9f8-4727-8520-5e8b5ca265ad/GlobalGasSecurityReview2024.pdf
https://www.iea.org/reports/global-hydrogen-review-2024
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Emissionen Großbritanniens. Die erfolgreiche Umsetzung und Skalierung dieser Technologie ist daher ent-
scheidend, um diese ehrgeizigen Klimaziele zu erreichen. 
 
Die Analyse zeigt, dass von den fast 200 potenziellen CCS-Projekten in Europa, die mehr als 150 Millionen 
Tonnen CO2 pro Jahr speichern sollen, mehr als 90 Prozent erst im Prototypen- oder Demonstrationsstadium 
sind. Auch die Kosten für CO2 -Abscheidung, -Transport und -Speicherung sind hoch: Sie liegen bei durch-
schnittlich 198 US-Dollar pro Tonne CO2 und damit doppelt so hoch wie der prognostizierte CO2-Preis von 105 
US-Dollar pro Tonne in den kommenden Jahren. Ohne ausreichende wirtschaftliche Anreize werden Betreiber 
von Industrieanlagen auf staatliche Subventionen angewiesen sein, um potenzielle Projekte voranzutreiben. 
 
Das Ausmaß der technischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Herausforderungen wird durch Probleme bei 
laufenden Projekten deutlich. In den Niederlanden haben sich die Kosten für ein Bauprojekt mehr als verdop-
pelt, und in Norwegen wurde eine CO2-Abscheideanlage in einem Zementwerk aufgrund von Kostensteige-
rungen verschoben. Auch die Offshore- CO2-Speicheranlagen in Norwegen, die oft als Vorzeigeprojekte an-
gesehen wurden, hatten mit technischen Problemen zu kämpfen, die die Schaffung von Speicherkapazitäten 
verzögerten oder verhinderten. 
 
Trotz dieser Herausforderungen bleiben die Zeitpläne für die Umsetzung von CCS-Projekten in Europa opti-
mistisch. Der Bericht warnt jedoch davor, dass die Technologie in ihrer derzeitigen Form möglicherweise nicht 
wie erhofft funktioniert, teurer wird und viel länger dauert als geplant. Es bestehe das Risiko, dass CCS als 
zentrale Säule zur Erreichung der Netto-Null-Ziele zu spät komme und andere alternative Maßnahmen zur 
Emissionsminderung nicht rechtzeitig greifen könnten, wenn sich herausstelle, dass CCS nicht den erwarteten 
Beitrag leisten könne. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Alarmstufe beim Notfallplan Gas bleibt vorerst bestehen 
 
Die Bundesregierung sieht nach wie vor Risiken für die deutsche Gasversorgung. Neben einem weiter deutlich 
höheren und volatileren Preisniveau bestehen Risiken durch das voraussichtliche Auslaufen der Transit-Ver-
einbarung zwischen Russland und der Ukraine. Die Aufhebung von Alarm- und Frühwarnstufe werden regel-
mäßig geprüft, ein konkreter Zeitpunkt kann aktuell nicht benannt werden. 
 
Die Alarmstufe des Notfallplan Gas wurde am 23. Juni 2022 durch das BMWK ausgerufen. Trotz hoher Risiken 
und Preisaufschläge konnte die Gasversorgung in Deutschland seitdem durchgehend sichergestellt werden. 
Dennoch bestehen auch weiterhin relevante Risiken, so die Bundesregierung in einer Antwort auf die kleine 
Anfrage der Gruppe Die Linke. Aktuell wird befürchtet, dass durch die voraussichtliche Beendigung des Ukra-
ine-Transits zum Jahresende in Mittel- und Osteuropa weitere Gasmengen im europäischen Markt fehlen wer-
den und das auch Auswirkungen auf die Versorgung in Deutschland haben könnte. Je nach Wetterlage im 
Winter und der geopolitischen Lage ist eine Unterversorgung nicht auszuschließen. Die Bundesregierung prüft 
regelmäßig, ob die Alarmstufe weiter aufrechterhalten werden muss. Bei Wegfall der Voraussetzungen been-
det das BMWK die Alarmstufe durch eine Erklärung. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Umwelt: Emissions- und Abfalldatenportal Thru.de wird überarbeitet 
 
Thru.de ist das zentrale deutsche Portal für transparente und frei zugängliche Emissions- und Abfalldaten und 
wird derzeit vom UBA überarbeitet. 
 
Dort können Sie unter anderem recherchieren, welche und wie viele Schadstoffe Betriebe, Kläranlagen oder 
der Verkehr in die Umwelt freisetzen. Es enthält einsehbar Daten des Schadstofffreisetzungs- und -verbrin-
gungsregisters, auch PRTR genannt, und zu Industriebetrieben, zu kommunalen Kläranlagen und auch zu 
Emissionen aus diffusen Quellen, etwa des Verkehrs, der Haushalte und der Landwirtschaft. 
 
Quelle: UBA 
 
 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/F/faq-liste-notfallplan-gas.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentarische-Anfragen/2024/11/20-13562.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentarische-Anfragen/2024/11/20-13562.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://thru.de/
https://thru.de/wissen/rechtliches/
https://diffuse-quellen.de/
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Einwegkunststofffonds: Handbücher zur Registrierung/ Accounterstellung für Hersteller und An-
spruchsberechtigte ab sofort verfügbar 
 
Die Dokumente befinden sich hier auf der UBA-Website ewkf.de. 
 
Allerdings wurde zumindest für die Hersteller das Handbuch innerhalb der FAQs auf DIVID verlinkt. Über die 
Suche in den FAQs nach „Handbuch“ kann dies gefunden werden. Eine Verlinkung des Handbuches für die 
Anspruchsberechtigten in den DIVID-FAQs wird zeitnah ebenfalls erfolgen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

FÖRDERPROGRAMME / PREISE 
 
 
Exportinitiative Umweltschutz: Sechs neue Projekte mit AHKs starten mit der Umsetzung 
 
Seit Sommer 2024 fördert das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbrau-
cherschutz (BMUV) im Rahmen der Exportinitiative Umweltschutz (EXI) sechs neue Projekte der deutschen 
Auslandshandelskammern (AHKs) in Tansania, Kasachstan, Ghana, Kenia, Bolivien, Brasilien sowie den drei 
Staaten des Baltikums. Die Projekte decken dabei diverse Handlungsfelder von Wasser- und Abwasserma-
nagement, über Kreislaufwirtschaft, bis hin zu grünem Wasserstoff ab. 
 
Damit schaffen die AHKs notwendige Rahmenbedingungen, um den Einsatz von Umwelttechnologie "Made 
in Germany" ebenso wie eine Verbesserung der Lebensbedingungen in den Zielländern zu unterstützen. Das 
Projektteam Chambers for GreenTech (DIHK Service GmbH) startete kürzlich in die Umsetzungsphase. 
 
Förderung der regulatorischen Infrastruktur für grünen Wasserstoff in Ghana 

Das Projekt der AHK Ghana zielt darauf ab, die Produktion, Speicherung und Nutzung von grünem Wasser-
stoff durch dezentrale Energiesysteme zu erweitern und den Zugang zu Energie in netzfernen Gebieten zu 
verbessern. Gemeinsam mit deutschen Expertinnen und Experten sollen relevante ghanaische Akteure in ih-
ren Kompetenzen gestärkt werden, um eine rechtliche und regulatorische Infrastruktur für grünen Wasserstoff 
zu schaffen. Zu den wichtigsten Maßnahmen gehören dabei der Aufbau von technischen Netzwerken, die 
Durchführung einer Umfeldanalyse, Schulungen für den Wissenstransfer und die Beratung zur Entwicklung 
eines soliden Rechtsrahmens. Das Projekt koordiniert außerdem den regelmäßigen Austausch zwischen deut-
schen Akteuren im ghanaischen Wasserstoffsektor, um Synergien zu maximieren. 
 
Unterstützung einer nachhaltigen Wasser- und Abwasserwirtschaft in Tansania 

Durch die Zusammenarbeit von deutschen und tansanischen Unternehmen strebt die AHK Ostafrika an, die 
Wasser- und Abwasserwirtschaft in Tansania nachhaltig zu verbessern, den Wissensaustausch zu fördern 
und Kapazitäten im Bereich der Umwelttechnologien aufzubauen. Dazu wird die Kammer den etablierten AHK-
Kurs International Water Manager for Industries (IWAMI) erstmalig nach Ostafrika bringen, um tansanische 
Fachkräfte zu schulen. Anschließend organisiert sie eine Innovationswoche mit Schlüsselakteuren beider Län-
der aus den Bereichen Wirtschaft, Politik und Forschung, um die weitere Projektfindung anzustoßen und so 
einen elementaren Beitrag zum Umweltschutz im Land zu leisten. 
 
Begleitung des Übergangs hin zu einer Kreislaufwirtschaft in Kenia, Kasachstan und dem Baltikum 

In Kenia widmet sich die AHK Ostafrika der Problematik der unsachgemäßen Entsorgung von Elektroschrott. 
In einer technischen Arbeitsgruppe werden relevante Marktakteure sichtbarer, der Austausch von Informatio-
nen verbessert und die Gründung von Organisationen im Bereich Herstellerverantwortung vorangetrieben. Die 
AHK sammelt im Rahmen einer Studie Daten zur aktuellen Situation des Sektors. Zudem wird eine Fachkon-
ferenz inklusive Ideenwettbewerbs abgehalten, um Herausforderungen und Lösungsansätze zu diskutieren 
sowie ein innovatives Pilotprojekt zu konzipieren. Die AHK strebt dadurch an, existierende Ansätze zur Erwei-
terten Produzentenverantwortung voranzubringen und zum Aufbau einer Kreislaufwirtschaft für E-Waste bei-
zutragen. 
 
In einem Vorgängerprojekt konzipierte die AHK Zentralasien für Kasachstan eine IT-Plattform, die seitdem den 
fachlichen Austausch zwischen verschiedenen Akteuren der Abfallwirtschaft unterstützt. Nun wird die Platt-
form um weitere Funktionen ergänzt, welche die Durchführung von Fachveranstaltungen ermöglichen und die 

https://www.umweltbundesamt.de/ewkf?listpart=0#articlelist
https://www.umweltbundesamt.de/ewkf#infos-und-aktuelles-
https://www.einwegkunststofffonds.de/de/faq
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Zusammenarbeit intensivieren sollen. Mittels einer Eco-Bildungstour nach Deutschland erhalten kasachische 
Stakeholder zudem praktische, bedarfsgerechte Einblicke in Systeme, die den Transformationsprozess hin zu 
einer Kreislaufwirtschaft unterstützen. Regelmäßige Treffen mit dem kasachischen Umweltministerium und 
ein eigenes Themenmagazin tragen zum langfristigen Erfolg sowie der Verbreitung der Projektergebnisse bei. 
 
Gemäß der geltenden EU-Richtlinien ist seit Anfang 2024 die getrennte Sammlung von organischen Abfällen 
verpflichtend. Ab 2025 kommt zudem eine Verwertungspflicht hinzu. Die AHK Baltikum fokussiert sich in ihrem 
Projekt deshalb auf die Optimierung der Bioabfallbewirtschaftung in den baltischen Staaten, um eine nachhal-
tige Kreislaufwirtschaft im Einklang mit den EU-Richtlinien aufzubauen. Zentrale Maßnahme des Projektes ist 
deshalb der Wissenstransfer von und mit deutschen Akteuren, um gemeinsam praxisnahe Leitlinien für die 
baltischen Kommunalverwaltungen zu entwickeln. 
 
Eine Master Class zur grünen Finanzierung für die größte Volkswirtschaft Lateinamerikas 

Mit dem eLearning-Kurs "LearnGreen" entwickelte die AHK Bolivien in Zusammenarbeit mit der Frankfurt 
School of Finance & Management ein innovatives wie skalierbares Schulungsangebot zu den Themen grüne 
Finanzierung und nachhaltige Technologien in Lateinamerika. Der Kurs hat Stand heute über 100 Absolventen 
erreicht und wird nun, sprachlich wie inhaltlich angepasst, gemeinsam mit der AHK in Sao Paulo in den brasi-
lianischen Markt eingeführt. Praxisorientierte Fallbeispiele, interaktive Live-Sessions und eine Studienreise 
nach Deutschland ergänzen das Vorhaben, um die Reichweite und Wirkung des Projekts zu maximieren. 
 
Sie möchten mehr über die Projekte der AHKs erfahren? 
 
Detaillierte Projektsteckbriefe und weitere Informationen finden Sie auf der Webseite der Exportinitiative Um-
weltschutz: Projekte | Exportinitiative Umweltschutz (exportinitiative-umweltschutz.de) 
 
 
35. BundesUmweltWettbewerb 
 
Der BundesUmweltWettbewerb (BUW) ist ein vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
geförderter und jährlich am IPN in Kiel organisierter und durchgeführter Projektwettbewerb für Jugendliche 
und junge Erwachsene. Unter dem Wettbewerbsmotto „Vom Wissen zum nachhaltigen Handeln“ sind die 
Wettbewerbsteilnehmerinnen und -teilnehmer im Alter zwischen 10 und 20 Jahren aufgerufen, Themen mit 
Bezug zu Umweltschutz und nachhaltiger Entwicklung zu bearbeiten, entsprechende Fragestellungen zu un-
tersuchen und Vorschläge zu Lösung von Umweltproblemen beim BUW einzureichen. Empfohlen wird der 
BUW von der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK). 
 
Die Anmeldung zum BUW und die Einreichung der Projektarbeit erfolgt bis zum 15. März 2025. Detaillierte 
Informationen über den Wettbewerb erhalten Sie auf der Webseite: www.bundesumweltwettbewerb.de. 
 
 
Klimaschutz: KfW weitet Förderung für Treibhausgasneutralität aus 
 
Die KfW hat ihr Energieeffizienzprogramm für Produktionsanlagen und -prozesse erweitert. 
 
Ab sofort werden zusätzliche Maßnahmen gefördert, darunter: 

• Investitionen in Digitalisierung zur Steigerung der Energieeffizienz, 

• CO2-Abscheidungsmaßnahmen, 

• Anlagen zur Nutzung von Wasserstoff, 

• Elektrifizierung von Prozessen. 
 
Fördervoraussetzung: Treibhausgaseinsparung von mindestens 15 Prozent (statt bisher 10 Prozent Energie-
einsparung). Antragsberechtigt sind Unternehmen jeder Größe, die einen Transformationsplan mit konkreten 
Minderungszielen vorlegen. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Quelle: KfW 
 
 

https://www.exportinitiative-umweltschutz.de/projekt-uebersicht/
http://www.bundesumweltwettbewerb.de/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Energie-Umwelt/F%C3%B6rderprodukte/EE-Produktion-292/?redirect=277504
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Förderung für internationale Wasserstoffprojekte 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) und das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) haben die Förderkriterien für internationale Wasserstoffprojekte weiter präzisiert. Ziel der 
zweiten Förderrichtlinie, die im Einklang mit der Nationalen Wasserstoffstrategie steht, ist der Aufbau von 
Importstrukturen für Wasserstoff. Gleichzeitig soll die Förderung einen Beitrag zur Entwicklung eines globalen 
Marktes für erneuerbaren Wasserstoff und dessen Derivate leisten. 
 
Das Programm gliedert sich in zwei Module: 
 
Modul 1 fördert Projekte zur Erzeugung von grünem Wasserstoff im industriellen Maßstab in Ländern außer-
halb der EU und der Schweiz. Auch Vorhaben, die dort Wasserstoffderivate herstellen, sowie Durchführbar-
keitsstudien und ausgewählte Forschungsprojekte können Unterstützung erhalten. 
 
Modul 2 konzentriert sich auf internationale Vorhaben der Grundlagen- und angewandten Forschung, die 
Modul 1 begleiten. Hierzu zählen wissenschaftliche Studien, Forschungsarbeiten und Ausbildungsmaßnah-
men. 
 
Förderfähig sind eine oder mehrere Investitionen eines Antragstellers. Unternehmen, Hochschulen und For-
schungseinrichtungen können Anträge stellen. Letztere sind verpflichtet, geförderte Investitionsmaßnahmen 
von Unternehmen mit Forschungsarbeiten zu flankieren. Projektträger ist das Forschungszentrum Jülich. Die 
Ministerien planen die Förderung mehrerer Projekte, wobei die endgültige Anzahl von der Qualität der einge-
reichten Skizzen und den verfügbaren Haushaltsmitteln abhängt. 
 
Weitere Informationen finden sich hier. 
 
 
Bundesförderung Industrie und Klimaschutz (BIK) - aktuelle Finanzsituation 
 
Das BMWK gibt bekannt: Für das Jahr 2025 ist davon auszugehen, dass das Haushaltsgesetz nicht rechtzeitig 
in Kraft treten wird: Das bedeutet, dass voraussichtlich ab dem 01. Januar 2025 die Regelungen der vorläufi-
gen Haushaltsführung anzuwenden sein werden. Der laufende Aufruf zum Einreichen von Skizzen und das 
weitere Verfahren wird nach gegenwärtigem Stand jedoch planmäßig fortgesetzt, das heißt auch, dass die bis 
zum 30. November 2024 eingereichten Skizzen geprüft und ausgewertet werden. 
 
Alle aktuellen Informationen zur BIK und zur Einreichung von Projektskizzen finden Sie hier. 
 
 
 
 

VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
Übersicht der saaris Weiterbildung: 
 
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/?page=1&filter=termine-themen.538 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: Frau Anja Schön-
berger  (0681) 210 66 144,  anja.schoenberger@saaris.saarland 
 
 
Termine im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die beteiligten Industrie- und Handelskammern bieten eine Viel-
zahl von Veranstaltungen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes an. Seien Sie dabei! 
 
https://www.klima-plattform.de/termine 
 
 

https://www.bmbf.de/SharedDocs/Bekanntmachungen/DE/2021/10/2021-10-04-Bekanntmachung-Wasserstoff.html?templateQueryString=F%C3%B6rderung+richtlinie+internationale+Wasserstoffprojekte
https://www.klimaschutz-industrie.de/foerderung/
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/?page=1&filter=termine-themen.538
mailto:anja.schoenberger@saaris.saarland
https://www.klima-plattform.de/termine
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Webinar: „Nachhaltigkeitslösungen gekonnt mit Markenidentität verknüpfen“ 
 
Sie wollen mit Ihrem Unternehmen CO2-Emissionen vor Ort in Deutschland ausgleichen? Der Kooperations-
partner des Verbands Klimaschutz-Unternehmen, Klim, verfolgt das Ziel, CO2-Emissionen hierzulande nach-
haltig zu reduzieren und die Bodenfruchtbarkeit sowie Biodiversität zu verbessern. Hierbei setzt das AgriTech-
Start-up auf die regenerative Landwirtschaft. Was es damit auf sich hat, wie Unternehmen diese mit CO2-
Zertifikaten fördern können und wie sich dabei Nachhaltigkeitslösungen geschickt mit der Markenidentität ver-
knüpfen lassen, berichten die Experten von Klim gemeinsam mit Klimaschutz-Unternehmen Babor Beauty 
Group, das bereits eng mit dem Start-up zusammenarbeitet. 
 
Termin: 30. Januar, 10-11 Uhr. 
 
Hier geht es zur Anmeldung. 
 
 
Webinar: „Digitaler Zwilling – datenbasierte Entscheidungen dank maximaler Transparenz“ 
 
Digitale Zwillinge sind eine großartige Möglichkeit für Unternehmen, nachhaltiger zu arbeiten und Kosten zu 
sparen. Aber was genau sind Digitale Zwillinge? Im Webinar mit dem Kooperationspartner des Verbands Kli-
maschutz-Unternehmen, Open House of Energy, geht es neben dieser Frage auch darum, wie dank moderner 
Technologie die Energieeffizienz im Unternehmen gesteigert, Betriebskosten gesenkt und Prozesse nachhal-
tig optimiert werden können. Nicht nur in Zeiten steigender Energiekosten können Digitale Zwillinge ein Game-
Changer mit Blick auf Wettbewerbsvorteile sein. 
 
Termin: 18. Februar, 10-11 Uhr. 
 
Hier geht es zur Anmeldung. 
 
 
Save-the-Date: Klimaschutztag am 5. Juni 2025 in Obernai (Frankreich) 
 
„Im Kreislauf für Klima und Umwelt“ lautet das Motto des Klimaschutztags im kommenden Jahr. Im Fokus 
stehen unter anderem die Themen Kreislaufwirtschaft, CSRD, Transformation mit KI und Klimaschutz als 
Teamaufgabe. Erstmals findet die Leitveranstaltung des Verbands Klimaschutz-Unternehmen im Ausland 
statt, und zwar am 05. Juni 2025 im elsässischen Obernai. Gastgeber ist neben den Klimaschutz-Unterneh-
men diesmal das Klimaschutz-Unternehmen Hager Group, das am Veranstaltungsort einen Standort hat. Ver-
anstaltungspartner ist die IHK Saarland. Merken Sie sich den Klimaschutztag schon jetzt vor! 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
 

https://www.klimaschutz-unternehmen.de/veranstaltungen/kommende-veranstaltungen/anmeldung-klim-300125/
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/veranstaltungen/kommende-veranstaltungen/anmeldung-ohoe-180225/
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/klimaschutztag/kst-2025/

